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(Beginn um 14.03 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 5. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt sind Herr Abg Rauchenberger und Herr Abg Dr Madejski.

Hohes Haus!

Am 5. Dezember dieses Jahres erhielten wir die für uns völlig überraschende traurige und niederschmetternde Nachricht, dass der langjährige Präsident des Nationalrats, der langjährige Präsident des ÖGB und Wiener Ehrenbürger Anton Benya unerwartet von uns gegangen und verstorben ist.

Mit Anton Benya starb ein überzeugter Wiener und Österreicher, der in seinem Leben alle Geschichtsepochen unseres Landes der letzten 90 Jahre bewusst miterlebte und vieles in diesem Zeitraum auch mitgestalten konnte. Noch in der Monarchie geboren, erlebte er bewusst die Gründung der Ersten Republik, alle Schicksalsschläge der Ersten Republik bis zur Zerstörung und Auslöschung unseres Landes sowie das Einverleiben Österreichs in das menschenverachtende faschistische Hitler-Deutschland. Er erlebte auch die eigene Verfolgung und Inhaftierung in dieser Zeit. Er hatte aber wie viele andere seiner Generation niemals den Glauben an Österreich aufgegeben und verloren und sich auch in der Zeit der schwierigsten Verfolgung für dieses Österreich und für das Wiederentstehen unserer Heimat eingesetzt und engagiert. So erlebte er auch den Wiederaufstieg Österreichs, die Gründung der Zweiten Republik und den Wiederaufbau seiner Heimatstadt Wien. 

Nach all seinem Engagement, seinem Wissen und seinem Erkennen als junger Mensch war es für ihn nur selbstverständlich, dass er es sich selbst als Lebensziel mitgab, nach 1945 mit aller Kraft mitzuhelfen, dass sich Faschismus, Verfolgung, totalitärer Staat, Entrechtung und Zerstörung, Arbeitslosigkeit, soziale Ungerechtigkeit, Menschenverachtung und Not nicht wiederholen dürfen. So kann man seine Arbeit und seine großartigen Leistungen auch als Symbol für das neue, unser Österreich verstehen und damit natürlich auch für seine Heimstadt Wien, die auch die unsere ist. Bemüht um Toleranz und Ausgleich, aber auch um die korrekte und rechtmäßige Vertretung der ihm Anvertrauten wurde er mit Recht von vielen schon als Vorbild und Legende zu Lebzeiten bezeichnet. 

Die Wienerinnen und Wiener, die Österreicherinnen und Österreicher und auch viele ausländische Freunde und Beobachter haben um ihn getrauert und trauern um ihn. Eine sehr große Anzahl seiner Freunde, Weggefährten und Sympathisanten und jene, bei denen er sich ganz einfach durch seine Leistung Respekt und Anerkennung geholt hat, haben ihn heute auf seinem letzten Weg begleitet und verabschiedet.

Der Wiener Landtag und die Wienerinnen und Wiener trauern um einen der Treuesten unserer Stadt und unseres Bundeslandes. Wir werden ihn niemals vergessen. Ich denke, es ist auch in Ihrem Sinne, wenn wir uns kurz zum Zeichen der Trauer erheben. (Die Abgeordneten erheben sich von den Sitzen zur Abhaltung einer Gedenkminute.)
Ich danke Ihnen, Hoher Landtag.

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (PrZ 0021/LM/01-KVP) wurde von Herrn Abg Rudolf Klucsarits gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Werden Sie sich dafür einsetzen, in den landesrechtlichen Bestimmungen die Verpflichtung der Hundebesitzer zur Entsorgung hinterlassenen Hundekots auf Gehwegen sowie entsprechende Strafbestimmungen zu verankern?
Ich bitte, die Beantwortung vorzunehmen. 

Frau Präsidentin Stubenvoll wird den Vorsitz übernehmen.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ihre Anfrage lautet: "Werden Sie sich dafür einsetzen, in den landesrechtlichen Bestimmungen die Verpflichtung der Hundebesitzer zur Entsorgung hinterlassenen Hundekots auf Gehwegen sowie entsprechende Strafbestimmungen zu verankern?" 

Darauf muss ich sagen, ja, ich werde mich dafür einsetzen, ich muss mich dafür einsetzen. Wien ist eine Stadt der Hunde, mit 50 000 Hunden. Das heißt, Hunde nehmen in der Stadt einen wichtigen Faktor ein. Sie haben wesentliche Kompetenz, auch im sozialen Bereich.

Zu Ihrer Frage, wie dem Hundekot auf Gehwegen landesrechtlich entgegengewirkt werden könnte, kann ich Ihnen mitteilen, dass sich auf Grund der derzeitigen Verfassungsrechtslage hinsichtlich der Thematik "Hundekot" unterschiedliche Kompetenzen ergeben, wobei in erster Linie der Ort der Verunreinigung maßgeblich ist. 

Wesentlichste der Bestimmungen in diesem Zusammenhang ist die Straßenverkehrsordnung, wonach die Hundehalter dafür zu sorgen haben, dass ihre Tiere Gehsteige und Gehwege sowie Fußgängerzonen und Wohnstraßen nicht verunreinigen. Darüber normiert die Straßenverkehrsordnung ein allgemeines Verbot der gröblichen oder gefährlichen Verunreinigung anderer Verkehrsflächen. Personen, die diesen Vorschriften zuwiderhandeln, können, abgesehen von den Straffolgen, zur Entfernung, Reinigung oder Kostentragung für die Entfernung oder Reinigung verhalten werden. Die Vollziehung der Straßenverkehrsordnung obliegt den Organen der Bundespolizeidirektion Wien, sodass hinsichtlich Verunreinigungen von Straßen und Gehwegen durch Hundekot im hoheitlichen Bereich keine Zuständigkeit des Magistrats der Stadt Wien gegeben ist und angesichts dieser Kompetenzlage daher auch keine legistischen Maßnahmen auf Landesebene erfolgen können.

Es gibt aber sehr wohl zahlreiche Bestimmungen auf Landesebene, die derzeit schon gelten. Außer in der Straßenverkehrsordnung ist nämlich die Verpflichtung zur Entfernung des Hundekots noch in der Grünanlagenverordnung geregelt, wonach die Verwahrer von Hunden dafür zu sorgen haben, dass die Tiere öffentlich zugängliche Parkanlagen nicht durch Kot verunreinigen. Die Übertretung dieser Bestimmung wird mit Geldstrafen bis zu 10 000 S bedroht. Der Verwahrer wird jedoch straffrei, wenn er für die unverzügliche Entfernung des Hundekots in zumutbarem Umfang sorgt. (Abg Mag Christoph Chorherr: Und wie geht das?)

Weiters ist noch die Reinhalteverordnung zu erwähnen, wonach ein generelles Verbot des Verunreinigens von im öffentlichen Gut stehenden Grundstücken besteht. Hinsichtlich im Privateigentum stehender Gebäude, Höfe und Grundstücke verpflichtet § 7 dieser Verordnung die Tierhalter, Verunreinigungen durch tierische Ausscheidungen in Gebäuden und Höfen unverzüglich zu beseitigen. Eine Übertretung ist mit Geldstrafe bis zu 10 000 S bedroht. 

Auch das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz verpflichtet die Verwahrer beziehungsweise die Halter von Hunden, dafür Sorge zu tragen, dass sich die Tiere nicht in Sandkisten oder auf Kinderspielplätzen aufhalten. Eine Übertretung dieser Bestimmung ist derzeit mit einer Geldstrafe bis zu 100 000 S bedroht. 

Aus dieser Aufzählung ergibt sich, dass es für den Bereich der Stadt beziehungsweise des Landes Wien eine Reihe von gesetzlichen Vorschriften gibt, die eine ausreichende rechtliche Handhabe gegen Verunreinigung durch Hundekot bieten. 

Zusätzlich möchte ich erwähnen, dass es in Wien 96 Hundezonen mit einer Gesamtfläche von 817 000 Quadratmetern und 153 Hundeverbotszonen gibt, sowie ein Hundeverbot auf Kinderspielplätzen, Friedhöfen und im gesamten Lainzer Tiergarten, aber auch zahlreiche Hundesetautomaten. Weiters bietet die Stadt Wien neben einer Telefonnummer kostenlos Internet-Informationen an. Zusätzlich gibt es eine Helpline, die für alle Fragen im Zusammenhang mit Hunden, aber auch mit anderen Tieren zur Verfügung steht. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, die Kosten für die Hundemarke einmalig einzusparen, wobei die Hundeprüfung erfolgreich absolviert werden muss. Mit diesen Angeboten und Aktionen möchte ich bei der Bevölkerung das Bewusstsein herbeiführen, dass mit der Hundehaltung sowohl Pflichten als auch ein großes Maß an Verantwortung verbunden sind. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich bitte, ein bisschen den Lärmpegel hinter den Sitzreihen, aber auch in den Sitzreihen einzudämmen. Man versteht die Beantwortung der Fragen fast nicht. - Danke schön. 

Die erste Zusatzfrage stellt Herr Abg Klucsarits. - Bitte.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben einleitend gesagt, Wien sei eine Stadt der Hunde. Sie haben das sicher nicht so gemeint, weil Wien ist eine Stadt der Menschen, Wien ist eine Stadt der Kinder und es gibt Gott sei Dank wesentlich mehr Kinder als Hunde in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP und des Abg Mag Rüdiger Maresch.) 

Frau Stadträtin, was kann eigentlich getan werden, um die derzeit bestehenden Hundezonen, die sich sehr bewährt haben, weiter auszubauen und vor allem besser zu reinigen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Hundezonen werden von der grundverwaltenden Dienststelle gemeinsam mit der Polizei und dem Bezirk festgelegt. Dabei werden bereits jetzt von den jeweiligen Grünbereichen häufig zweistellige Prozentbeträge der Parkanlagen als Hundezonen festgelegt. Bezüglich der Lage wird genau darauf geachtet, dass möglichst geringer Lärm und geringe Geruchsbelästigung die Folge sind. Die Bedachtnahme auf die Anrainer hat dabei natürlich höchste Priorität.

Die MA 48 und die MA 42 unternehmen alles, um die Hundezonen so sauber wie möglich zu halten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die zweite Zusatzfrage stellt Frau Abg Reinberger. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Bei vielen Hundehaltern besteht die irrige Ansicht, sie würden mit der Hundesteuer die Reinigung der Gehsteige oder der Flächen, wo auch immer der Hund seinen Kot absetzt, mitbezahlen. 

Können Sie sich vorstellen, sich für eine Zweckbindung der Hundesteuer einzusetzen und damit beispielsweise verstärkt Hundeklos mit Piktogrammen errichten zu lassen, damit man weiß, wo der Hund in gerechtfertigter Weise den Kot absetzen kann, damit auch dieses Missverständnis, dass ohnehin für die Reinigung bezahlt wird und sich daher die Hundehalter die Beseitigung des Hundekots sparen können, ausgeräumt wird und gleichzeitig den Hundehaltern die Möglichkeit geboten wird, den Hund das Häufchen an einem regulären Platz machen zu lassen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Ich halte nichts von einer Zweckbindung, denn die Hundesteuer reicht bei weitem nicht für die Reinhaltung der Straßen und Plätze aus, denn schließlich haben die Hundehalter selbst die Verpflichtung, die Gehwege und Straßen sauber zu halten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abg Sommer-Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben in der Anfragebeantwortung gemeint, es gibt zahlreiche Hundeautomaten in dieser Stadt. Das ist in Anbetracht von 23 Tonnen Hundekot, die pro Tag in dieser Stadt anfallen - wenn man das auf ein Jahr hochrechnet, dann sind es an die 8 000 Tonnen Hundekot -, meiner Meinung nach nicht ausreichend, denn es gibt zurzeit 59 Hundesetautomaten.

Ist geplant, von Seiten Ihrer Zuständigkeit, die Hundesetautomaten flächendeckend in Wien aufzustellen und dafür zu sorgen, dass sie auch von den Hundehaltern benützt werden?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Wir werden im Rahmen eines Hundemediationsverfahrens auch sicherlich diese Frage zu diskutieren haben. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die vierte Zusatzfrage ist wieder vom Herrn Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben erwähnt, die Höchststrafe sei 10 000 S. - Wie oft wurde diese bereits verfügt?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Die Höchststrafe beträgt sogar 100 000 S, nämlich nach dem Tierschutz- und Tierhaltegesetz, wenn sie sich in Sandkisten oder auf Kinderspielplätzen aufhalten. 

Wie oft die Bestrafung durchgeführt wurde, werde ich Ihnen nachreichen. 

Ich habe auf eine Anfrage an Frau Abg Sommer-Smolik geantwortet, dass beispielsweise 161 Beschwerden eingegangen sind, bei etwa 15 Prozent der abgemahnten Personen wurde eine Strafe von 300 S verhängt und drei Personen wurden dann angezeigt. (Abg Dr Matthias Tschirf: Und wie viele haben 100 000 S gezahlt?) - Das kann ich nachreichen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön für die Beantwortung. 

Die 2. Anfrage (PrZ 0044/LM/01-KFP) wurde von Herrn Abg Dr Helmut GÜNTHER gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Mit Verordnung vom 3. Oktober 2001, in Kraft getreten am 1. November 2001, haben Sie den Preis für Strom aus KWK-Anlagen mit 71,58 Groschen je kWh bestimmt. Welche Unterlagen wurden Ihnen für die Kalkulation dieser Preisfestsetzung von Wienstrom zur Verfügung gestellt?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Die Kalkulation des Mindestpreises für die Einlieferung von KWK-Energie aus Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen erfolgte auf der Basis folgender Unterlagen: 

Erstens: Ein Gutachten des TÜV-Wien vom 22. Mai 2001 über die im Jahr 2000 erzeugte KWK-Energie und der dafür aufgewendeten Kosten. Der wirtschaftliche Teil wurde dabei von der Firma KPMG-Alpen-Treuhand GmbH Wirtschaftsprüfer- und Steuerberatungsgesellschaft erarbeitet. 

Zweitens: Gutachten des TÜV-Österreich vom 27. September 2001 über die im Jahr 2002 zu erwartende KWK-Energie und die dafür aufzuwendenden Kosten. Auch bei diesem Gutachten wurde der wirtschaftliche Teil von der KPMG-Alpen-Treuhand GmbH bearbeitet. 

Drittens: Gutachten von Herrn ao. Univ Prof Dipl Ing Dr Reinhard Haas vom Institut für Elektrische Anlagen und Energiewirtschaft von der Technischen Universität Wien vom 17. Oktober 2001 über den Zuschlag zum Systemnutzungstarif zur Förderung der Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen in Wien. 

Das Gutachten des TÜV-Österreich vom 22. Mai 2001 beleuchtet die Situation der Wiener Kraftwerke im abgeschlossenen Kalenderjahr 2000 und zeigt die reale vergangenheitsbezogene Situation. Auf dieser Basis errechnet sich ein Mindestpreis in der Höhe von 89,92 Groschen je Kilowattstunde. 

Das Gutachten des TÜV-Österreich vom 27. September 2001 berücksichtigt die Veränderungen in Wien durch die Inbetriebnahme des neuen Kraftwerks Donaustadt, die Schwankungen des Gaspreises und die voraussichtliche Höhe des Marktpreises für Strom für das Jahr 2002. Das Ergebnis dieses Gutachtens ist die Grundlage für die zu erlassende Verordnung des Mindestpreises in der Höhe von 71,58 Groschen je Kilowattstunde sowie des Zuschlags in der Höhe von 10,22 Groschen je Kilowattstunde für KWK-Energie. 

Es wurden somit ausgehend von einer Betrachtung der Situation im vergangenen Jahr 2000 jene Veränderungen berücksichtigt, wie sie im Herbst 2001 vorlagen, um damit den in der Zukunft geltenden Mindestpreis und den zugehörigen Zuschlag für KWK-Energie zu ermitteln. Vor allem durch das kostengünstigere neue Kraftwerk Donaustadt 3 und durch Rationalisierungsmaßnahmen bei den bestehenden Anlagen sanken die errechneten Mindestkosten von 89,92 Groschen je Kilowattstunde im Jahr 2000 auf 71,58 Groschen je Kilowattstunde für das Jahr 2002. 

Das Gutachten des Herrn ao. Univ Prof Dipl Ing Reinhard Haas vom Institut für elektrische Anlagen und Energiewirtschaft der Technischen Universität Wien hat die vom TÜV-Österreich festgestellten Zahlen ein zweites Mal unabhängig bestätigt. Die Technische Universität kommt gemeinsam mit einem zweiten Wirtschaftsprüfer zur Ansicht, dass die Parameter zur Ermittlung des Zuschlags plausibel sind und dass der ermittelte Wert von 10,22 Groschen je Kilowattstunde als Zuschlag zum Systemnutzungstarif durch sorgfältiges und vorsichtiges Abschätzen der einzelnen Parameter aus der Sicht der Kunden zustande gekommen ist. 

Im Übrigen sind der durch Verordnung festgesetzte Mindestpreis für KWK-Energie und der Zuschlag zum Systemnutzungstarif Schätzwerte. Sie beruhen auf der Berechnung voraussichtlicher, das heißt geschätzter Kosten. Im Bundes-ElWOG ist in diesem Zusammenhang geregelt, dass die Festsetzung des Zuschlags zum Systemnutzungstarif jährlich zu erfolgen hat, und zwar unter Berücksichtigung des Mehraufwands des Vorjahrs, wobei allfällige Differenzbeträge im Folgejahr gemäß § 34 ElWOG auszugleichen sind. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die erste Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Günther. - Bitte.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Der Herr Finanzstadtrat hat in einer Finanzausschusssitzung, aber auch sonst einmal gesagt, vor einem Jahr - zirka im Sommer 2000 - hat der Finanzminister die Energieabgabe von 10 auf 20 Groschen erhöht und dies damit begründet, dass das für die Budgetsanierung notwendig ist und sich auf Grund sinkender Strompreise nicht auf den Strompreis durchschlägt, wenn aber der Finanzminister auf seine Erhöhung der Energieabgabe von 10 Groschen verzichten würde, würde auch der Finanzstadtrat auf seine 10 Groschen KWK-Zuschlag verzichten. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: 20,64 Groschen sind es!)

Diese Meldung ist an sich ganz interessant, nur haben der Finanzstadtrat und auch Sie jetzt sowohl den Preis als auch den KWK-Zuschlag betriebswirtschaftlich begründet, auch unterlegt mit Ihren Gutachten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Würden Sie dann bitte zur Frage kommen?

GR Dr Helmut GÜNTHER (fortsetzend): Wie sehen Sie unter dem Aspekt der Wortmeldung des Herrn Finanzstadtrats die betriebswirtschaftliche Begründung, wenn er sagt, wenn der Finanzminister nachlässt, dann lasse er auch die 10 Groschen nach? - Das kann dann doch keine betriebswirtschaftliche Berechnung sein!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Ich verhehle nicht, dass ich in der Äußerung des Herrn Finanzstadtrats eine betriebswirtschaftliche Begründung ebenso wenig erkennen kann, wie in jener des Herrn Finanzministers, denn sie ist gleich lautend und beide wurden nicht gerade mit betriebswirtschaftlichen Überlegungen unterlegt. 

Aber unabhängig von diesen Diskussionen in der Öffentlichkeit scheinen mir zwei Dinge wesentlich zu sein:

Das Erste ist - ich habe es wiederholt, wiederhole es ein drittes Mal und werde es auch gerne in Folge tun -, es handelt sich, ähnlich wie das heute bei der Strompreisverrechnung schon real ist, oder auch bei anderen, etwa bei Fernwärmeverrechnungen, darum, dass man zunächst bei einem Preis, der sich aus der Vergangenheit, aus dem vergangenen Verbrauch heraus entwickelt, auch festlegt, dass es nachher die Rechnungen über die Realkosten gibt und dass allfällige Mehrkosten, die getroffen wurden, entsprechend vergütet werden, ebenso wie allfällige Nachforderungen dann gestellt werden können.

Ich verweise noch einmal darauf, dass dies nicht unsere Idee war, sondern dass dies durch das Bundes-ElWOG festgelegt ist und dass wir danach vorgehen. Das heißt, der Kundenschutz ist in jedem Fall entsprechend gewährleistet. 

Das Zweite, was mir dabei wesentlich interessanter erscheint, ist eine Diskussion, die sich eigentlich aus Niederösterreich heraus mit einem Beschluss des dortigen Landtags ergeben hat, wo man zur Erkenntnis gekommen ist - die Wien eigentlich schon im Vorfeld des ElWOG hatte -, dass man diese entsprechenden Zuschläge bundeseinheitlich regeln sollte. Ich stimme dezidiert diesem Vorschlag der Niederösterreicher zu. Wir werden daher gemeinsam mit den niederösterreichischen Freunden einen entsprechenden Vorstoß beim Bundesgesetzgeber machen, zunächst natürlich im Finanzministerium, aber dann auch beim Bundesgesetzgeber, dass man zu einer bundeseinheitlichen Regelung kommt.

Aber ich sage dann dazu, Zuschläge für alle, denn es kann nicht sein, dass jene Bundesländer - im gegenständlichen Fall in allererster Linie Wien - mit einer hervorragenden Energienutzung, welche die Kraft-Wärme-Kopplung ganz unbestritten darstellt, benachteiligt werden, gegenüber dem Schutz der Kleinwasserkraftwerke, die gleichfalls einen wesentlich höheren Zuschlag nach sich ziehen, als das beim KWK-Zuschlag der Fall ist. Das heißt, wir werden aus dem Interesse Wiens heraus sicherlich nicht zulassen können, dass es bei einem ökologisch vernünftigen Handeln, wie das die vernünftige Nutzung durch die Kraft-Wärme-Kopplung ist, zusätzlich noch zu einer Bestrafung und zu einer de facto Umverteilung vom Osten in den Westen kommt, denn das würde, so wie die Zuschläge heute insgesamt zu sehen sind, es letztendlich auch bedeuten. 

Deswegen meine ich, dass man mit unserer Zustimmung, mit unserer Bereitschaft, zu einer bundeseinheitlichen Regelung zu kommen, eine bundeseinheitlich ökonomisch gerechte, aber auch ökologisch sinnvolle Lösung verknüpfen sollte, die weder zu einer Umverteilung noch zu einer Benachteiligung jener führt, die bei Energieumwandlungen über 80 Prozent tatsächlich nutzen können, was sehr im Gegensatz zu anderen Bereichen steht, wo etwa keine Kraft-Wärme-Kopplung da ist und die Energie nicht entsprechend genutzt wird, die bei einer Umwandlung entsteht. Ich biete dies gerne an und wer immer bei diesen Vorschlägen und für diese Entwicklung mitmacht, ist uns herzlich willkommen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Chorherr. - Bitte.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Wir hatten diese Frage schon einige Male hier im Landtag. Meine Zusatzfrage bezieht sich auf das, was in den letzten Wochen war, dass sich insbesondere Niederösterreich stark gegen diesen KWK-Zuschlag ausgesprochen hat. 

Jetzt lese ich mit Interesse, wie so etwas zwischen Wien und Niederösterreich gelöst wird, konkret zwischen Lhptm Pröll und Ihnen. Ich lese mit Interesse in einer Zeitung, dass Lhptm Pröll das Verhältnis zwischen Häupl und Pröll als "Männerfreundschaft" bezeichnet. Mich würde interessieren, was das in Bezug auf die Verhandlungen um den KWK-Zuschlag heißt? 

"Er ist nunmal bullig und er ist auch offen in seiner Sprache und bodenständig. Der Michl erkennt seine Grenzen und überfordert einen nicht." - Das ist durchaus eine Chance, den KWK-Zuschlag zu lösen. - "Der Michl und ich trinken gern und öfters ein Achterl miteinander. Das macht das parteiübergreifende Arbeiten einfach spannend. Die Achse Häupl/Pröll ist tragfähig."

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Bitte noch einmal die Frage.

Abg Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Herr Landeshauptmann, ich frage Sie: Was heißt "Männerfreundschaft" zwischen Pröll und Häupl in Bezug auf die Lösung des KWK-Zuschlags?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Zunächst einmal, was die Frage der Männerfreundschaft betrifft, dürfte dir das nicht allzu fremd sein. Wir sind leider ums Achterl umgefallen, aber der gelegentliche Kaffee erfüllt, unabhängig von der Inhaltlichkeit des Getränks, in etwa auch den gleichen Zweck. Aber ich bekenne mich durchaus dazu, dass es Sinn macht, wenn man abgesehen von einer vernünftigen Zusammenarbeit, dies auch auf einer persönlich positiven Ebene tut. Wie ich weiß, ist es dir auch nicht ganz fremd, eine ähnliche Grundhaltung zur Frage der Politik einzunehmen. 

Für den KWK-Zuschlag heißt das das, was ich vorhin auch sagte, nämlich dass Niederösterreich und Wien darin übereinstimmen, dass man dies bundeseinheitlich regeln soll. Das scheint mir ein sehr vernünftiger Grundansatz zu sein. Es werden daher keine männerfreundschaftsstrapazierenden zukünftigen Gespräche in dieser für Österreich so bedeutenden Causa erfolgen müssen. Wir können uns daher wieder auf andere, wie ich meine, für die Zukunft dieses Landes bedeutendere, Fragen als den KWK-Zuschlag konzentrieren und daher dann in sinnhafter Weise die Männerfreundschaft unter Umständen für Wichtigeres strapazieren. 

Im Übrigen freue ich mich darauf, dass hoffentlich nach den nächsten Landtagswahlen in Niederösterreich eine Frau Landeshauptmann ist. Dann kann man das sozusagen im Gender Mainstreaming entsprechend wechseln, dass dann auch eine Männerfreundschaft daraus wird, was mir - wie jeder weiß - dabei im Prinzip sehr viel lieber ist. Ich denke, es wird schon gehen. (Allgemeine Heiterkeit.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Sie stellt Herr Abg Dr Tschirf. - Bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Ich möchte wieder zu dem zurückkommen, was vor allem die Wiener Steuerzahler, die Wiener Bürger, betrifft. Der KWK-Zuschlag bemisst sich auch auf Grund der Ineffizienz von Wienstrom und das ist eine Möglichkeit gewesen, über diese Ineffizienz auf Kosten des Wiener Stromkundens darüber zu kommen. Es ist Ihnen aber klar, dass mittelfristig sehr wohl von Ihnen als Eigentümer dieser Wienstrom Schritte gesetzt werden müssen, damit dieses Unternehmen auch eine Zukunft hat. 

Haben Sie vor, diese Schritte auch zu setzen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ich sage einmal abgesehen davon, dass ich schon konkretere Fragen von Ihnen gehört habe, als die eben vorgetragene ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Ich meine es sehr ernst!) - Ich auch. 

Aber ich werde mich im Hinblick auf die Ineffizienz der Wiener Energiewerke im Besonderen mit zwei Aufsichtsräten unterhalten und von ihnen Ratschläge hören, wie man die Ineffizienz bei den Wiener Stadtwerken und insbesondere bei den Wiener E-Werken beseitigen kann. Es sind beides erfahrene Leute aus der Wiener Wirtschaft, die sicherlich entsprechende Ratschläge geben können, wie man dies verbessert.

Wie dem auch immer sei, ich verweise noch einmal darauf, dass mir der Lösungsansatz nicht darin erscheint, dass ich eine Politik mache und Politikvorschläge unterbreite, die eindeutig zu Lasten Wiens gehen. Sie sollten sich vielleicht einmal überlegen, ob Sie Ihren Eid nur auf das Wirtschaftsministerium geschworen haben oder nicht auch auf die Interessen Wiens dabei, ob man solche Vorschläge tatsächlich umsetzt.

Ich denke, dass es sehr viel besser ist, Herr Klubobmann, dass wir versuchen, jenen Vorschlag aufzugreifen - Sie wissen das wahrscheinlich besser als ich -, den wir schon im Vorfeld der Entstehung dieses Gesetzes unterbreitet haben, was nunmehr auch Niederösterreich macht, und vielleicht dadurch, dass auch Niederösterreich diesen Vorschlag gemacht hat, über die Vereinheitlichung und die Gemeinsamkeit von diesen Zuschlägen in ganz Österreich, und zwar von allen, dann entsprechend zu einer Lösung zu kommen. Ich hoffe sehr, dass das Bundesministerium, das dafür zuständig ist, oder die Bundesministerien, die dafür zuständig sind, diesen Vorschlag entsprechend aufgreifen, denn darin scheint mir tatsächlich die Zukunftslösung zu sein und nicht in in Fragestunden eingebrachten Unterstellungen, wie ich sie soeben gehört habe.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Herr Abg Dr GÜNTHER, bitte.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Zum Strompreis zurück: Für Ökostrom, also Strom aus Windenergie, aus Kleinkraftwerken, aus biologischen Materialien, wird ein Zuschlag von 0,72 Groschen berechnet. Derzeit wird zirka 1 Prozent der Energie aus Ökostrom eingeliefert. Das ist auf Grund des ElWOG in den nächsten Jahren ansteigend. 

Inwieweit wird es dann, wenn das nicht mehr 1 Prozent ist, sondern 5 Prozent sind, zu einer Verteuerung dieser Zuschläge kommen? Ein Drittel des Wiener Stroms wird aus KWK-Anlagen erzeugt, wo der Zuschlag jetzt bei ungefähr 10 Groschen liegt. Ist dann eine derartige Steigerung bei den Zuschlägen auch bei Ökostrom zu erwarten?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Das ist zur Stunde so nicht festzustellen, denn für Wien ergeben sich selbst für nächste Investitionen dabei nur relativ wenige Grundüberlegungen, die unmittelbar aus öffentlichen Investitionen zu tätigen sein werden. 

Da ist die Frage eines Kraftwerks für erneuerbare Energieträger, das zweifelsohne entsprechende Investitionen beinhaltet, denn im Wesentlichen ist das auch ein kalorisches Kraftwerk, das - wie der Name sagt - mit erneuerbaren Energieträgern entsprechend beheizt wird. 

Die weitere Frage, die offen und zu diskutieren ist, ist die Frage einer Müllverbrennungsanlage, die energiewirtschaftlich gesehen von relativ geringer Bedeutung ist.

Die Privatinvestitionen in diesem Bereich, oder überschneidend auch öffentliche Investitionen, sofern es öffentliche Gebäude betrifft, sind allerdings erheblich, wenn wir etwa Bereiche von Fotovoltaik oder generell gesehen Sonnenenergienutzung entsprechend einbeziehen. 

Nachdem es heute keine realen Kostenschätzungen dafür gibt, kann ich das zur Stunde auch nicht beantworten. Ich kann Ihnen allerdings sagen, wie wir vorgehen werden, nämlich genauso wie hier, dass wir Fachleute der Universität oder des TÜV oder andere beauftragen werden, die uns mit Vorschlägen, Gutachten entsprechend versehen werden.

Im Übrigen machen die anderen Bundesländer sehr Ähnliches, sofern sie sich zu einer Entscheidung durchringen können. Diese Anmerkung sei mir hier gestattet, denn in Tirol ist dieser Einspeisetarif gleichfalls mit 71 Groschen festgelegt worden, in anderen Bundesländern bis zur Stunde nicht. Da gibt es Gutachten, wie etwa in der Steiermark, die auf 88 Groschen lauten. Ähnliche Vorschläge gibt es auch in Kärnten, wobei ich höre, dass sich Kärnten entschlossen hat, durch Nichtentscheidung dies an den Bundesminister zurückzudelegieren. Das ist auch eine Form dessen, wie man zu bundeseinheitlichen Regelungen kommen kann. Ich halte es ehrlich gesagt für vernünftiger, wenn man offen sagt, man will bundeseinheitliche Regelungen bei allen entsprechenden Zuschlägen in ihrer Kombination, sodass es nicht wieder zu Veränderungen von Ost nach West, von Stadt zu Land, kommen kann. Das halte ich aus der Wahrung der Wiener Interessen heraus für nicht vernünftig.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Damit ist die 2. Anfrage erledigt.

Die 3. Anfrage (PrZ 0017/LM/01-KSP) wurde von Herrn Abg Kurt Wagner gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Wodurch verzögert sich die Einführung des Meldewesens für Wien im Bereich des Magistrats?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie fragen, warum sich die Einführung des Meldewesens in Wien im Bereich des Magistrats verzögert, was in der Tat richtig ist. 

Es war ursprünglich geplant, mit 1. Jänner 2002 die Meldebehördenfunktion zu übernehmen, nicht nur in Wien ist das so, sondern insgesamt soll dieser Bereich von den Bundespolizeibehörden in die Städte übersiedeln. 

Es hat sich von Anfang an gezeigt, dass auf Grund der Komplexität des Anpassungsprozesses der EDV-Anlagen diese Übernahme nicht ganz einfach sein wird. Nachdem das nicht nur ein Wiener Problem ist, hat sich auch der Städtebund damit befasst, hat in mehreren Sitzungen über dieses Problem beraten und den Vorschlag gemacht, dass man das Datum dieser Übernahme so festlegt, dass eine konsumentenfreundliche und konsumentinnenfreundliche Vorgangsweise - das ist mir der wichtigste Punkt bei der Vollziehung dieser neuen Aufgabe - gewährleistet ist. In längeren und schwierigen Verhandlungen mit dem Innenministerium ist es dann gelungen, einen endgültigen Termin zu fixieren, nämlich den 1. März 2002.

Was ist konkret passiert? - Im Oktober ist zum ersten Mal die notwendige Software seitens des Bundes für die Handhabung des Meldewesens zur Verfügung gestellt worden. Dabei hat sich herausgestellt, dass diese Version mit erheblichen Mängeln behaftet ist. Es ist zu Produktionsausfällen gekommen, Antwortzeiten haben minutenlang gedauert, also eine Art und Weise, die diese Software in dieser Form nicht verwendbar gemacht hat und es haben auch gewisse Funktionalitäten überhaupt gefehlt. Dann ist eine endgültige Version Anfang Dezember übermittelt und in Betrieb genommen worden. Da hat sich gezeigt, auch diese Version, die uns seitens des Bundes zur Verfügung gestellt wurde, war extrem mangelhaft. Gewisse Dinge waren einfach nicht durchführbar, wie zum Beispiel das Vermerken von Umzügen, was aber bei der Meldebehörde eine ziemlich wichtige Aufgabe ist, wenn jemand übersiedelt, dass man dann auch die Ummeldung entsprechend vornehmen kann, wenn das nicht sogar die wichtigste Aufgabe ist. Das heißt, dass es bei dieser Software nicht möglich war, hat gezeigt, dass wir mit diesen Dingen, die wir seitens des Bundesministeriums zur Verfügung gestellt bekommen haben, so nicht arbeiten können. 

Jetzt versucht man, das in Ordnung zu bringen. Es sind alle betroffenen Städte - also nicht nur Wien - der Meinung, dass wir ungefähr eine Testzeit von acht bis zehn Wochen brauchen, um wirklich eine kundenfreundliche und ordnungsgemäße Durchführung dieser neuen wichtigen Aufgabe erledigen zu können.

Als zusätzliches Problem haben wir leider feststellen müssen, dass die Datensätze, die uns vom Bund übermittelt wurden, von minderer Qualität sind, sage ich einmal. Um es konkret zu formulieren, 10 Prozent der Personensätze sind doppelt oder mehrfach vorhanden, auch das Volkszählungsergebnis ist noch nicht eingearbeitet. 

Das heißt, zusammenfassend muss man sagen, dass einerseits auf Grund des mangelhaften EDV-Programms und andererseits auf Grund mangelnder Datenqualität die Vorbereitungsarbeiten nicht machbar waren, damit auch dieser Bereich so perfekt funktioniert, wie der Rest der Stadt Wien. Deswegen haben wir uns jetzt mit dem Innenministerium in längeren Verhandlungen entschlossen, den 1. März 2002 als Datum der Übernahme festsetzen zu müssen. Dadurch ist diese Verschiebung entstanden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Sie wird von Herrn Abg Margulies gestellt. - Ich bitte.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Die tragischen Ereignisse vom 11. September haben viele, vor allem selbst ernannte, Sicherheitsexperten im In- und Ausland zum Anlass genommen, um dem gläsernen Menschen wieder ein Stück näher zu kommen. Unter den Schlagworten "Sicherheit" und "Terrorbekämpfung" wird der Überwachungsstaat ausgebaut, werden Konzepte, die vor dem 11.9. noch lange nicht als umsetzbar erschienen, wieder aus der Lade geholt. Die Orwell'sche Fiktion von 1984 wird von der Realität überholt. 

In dem Zusammenhang die Frage an Sie: Welche Vorsorge können Sie und werden Sie als Stadträtin seitens der Stadt Wien setzen, um sicherzustellen, dass diesem weiteren Schritt zum Überwachungsstaat ein Riegel vorgeschoben wird und die Meldedaten aller Wiener und Wienerinnen nicht mit den zuletzt erhobenen Daten der Volkszählung verknüpft werden können?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Das Thema, das Sie angesprochen haben, ist eines, das man sehr ernst nehmen muss. Ich will jetzt gar nicht auf dieses Thema "Terrorbekämpfung" eingehen, weil ich dem Hintergrund Ihrer Frage entnehme, dass von manchen diese traurigen Ereignisse benutzt werden, um Dinge durchzusetzen, die sie sonst vielleicht nicht durchgesetzt hätten. 

Ich sehe das ähnlich. Deswegen will ich diese Verknüpfung jetzt gar nicht herstellen, sondern ich glaube, dass wir unabhängig von dieser grundsätzlichen Problematik immer die Schwierigkeit haben, wenn es darum geht, Daten zu sammeln und sie auch sinnbringend anzuwenden, die Grenzen zu dem zu finden, was Sinn macht, denn ich glaube auch nicht, dass wir uns in maschinenstürmerischer Tradition gegen jeden technologischen Fortschritt verwehren sollten, sondern er kann auch für den Menschen eingesetzt werden. Das heißt, einerseits denke ich, dass die Möglichkeiten, die die moderne Technologie EDV anbietet, für den Menschen genutzt werden sollten, aber dass man bei dieser Bandbreite, wo der zitierte gläserne Mensch ist und wo es zu Maßnahmen kommen kann, die der Einzelne dann nicht mehr wünscht, man sich das sehr genau anschauen und von Fall zu Fall prüfen muss. Deswegen glaube ich auch nicht, dass man eine generelle Antwort geben kann. 

Ich kann Ihnen sagen, dass bei uns im Haus die Arbeit mit Daten im Ressort nichts Neues ist, weil auch in Fragen der Staatsbürgerschaft oder in Fragen des Aufenthaltsrechts schon sehr viel mit Daten gearbeitet wird, die in die EDV eingegeben werden und wo es zum Teil, weil wir gerade bei der Staatsbürgerschaft sind, darum geht, nachzufragen, ob jemand unbescholten ist, wo es auch schon Kontakte zur Polizei gibt und Daten abgefragt werden. Ich kann Ihnen aus diesen Erfahrungen sagen, dass wir sehr strenge Sicherheitsvorkehrungen haben, dass sehr genau geprüft wird, damit nichts missbräuchlich verwendet wird und dass wir schon allein deswegen, um irgendwelche missbräuchlichen Verwendungen auszuschließen, sehr genau protokollieren, wann, wie, wo und von wem Daten abgerufen und womit verknüpft werden und dass wir das sicher auch im Bereich des Meldewesens machen werden, dass wir sehr genau darauf achten werden, weil ich dazu eine sehr kritische Position habe und Ihnen von da her nur sagen kann, dass wir uns das in jedem einzelnen Fall sehr genau anschauen und versuchen, eine Lösung zu finden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Ulm. - Bitte schön.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In naher Zukunft wird das Meldewesen vom Magistrat übernommen werden, welche Schwierigkeiten es auch immer bei der Umstellung geben mag. Es stellt sich die Frage, ob dann der hohe Grad an Dienstleistungseinrichtung beim Magistrat gegeben sein wird, wie das im Augenblick bei der Polizei der Fall ist, nämlich, dass man nahezu rund um die Uhr die Polizei als Meldebehörde in Anspruch nehmen kann. 

Inwieweit werden Sie die magistratischen Bezirksämter dem Bürger zugänglich machen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Zuerst darf ich Sie einmal darüber informieren, dass es zwar grundsätzlich richtig ist, dass für den Bürger und für die Bürgerin in den Wachzimmern von 7.00 bis 22.00 Uhr die Meldevorgänge auch möglich waren, das aber in einem äußerst geringen Prozentsatz passiert ist. Es sind fast 80 Prozent des direkten Kundenkontakts nicht auf den Wachzimmern gewesen, sondern auf den Polizeikommissariaten, einfach deswegen, weil die Wachzimmer nichts anderes machen konnten, als die Unterlagen entgegenzunehmen, das heißt, es musste alles völlig fehlerfrei sein. Wenn jemand irgendeine Information oder Beratung gebraucht hat oder sich irgendwo nicht ausgekannt hat, dann musste er aufs Kommissariat gehen, was die Menschen - wie gesagt - auch mehrheitlich, zu 80 Prozent, getan haben. 

Die Öffnungszeiten der Kommissariate, wo diese Meldevorgänge durchgeführt worden sind, waren von 8.00 bis 13.00 Uhr. Also ich bestreite nicht, dass die Wachzimmer glücklicherweise länger offen haben, denn es wäre ja nicht gut, wenn man ein Wachzimmer zusperren würde. Ich hoffe, es bleibt auch weiterhin so, dass wir so viele haben und sie nicht zugesperrt werden, aber das steht in einem anderen Zusammenhang. Tatsache ist, dass ein großer Anteil der Meldevorgänge auf den Kommissariaten zu der vorher angeführten Zeit stattfand. 

Was wir jetzt beim magistratischen Bezirksamt machen, ist, dass wir Öffnungszeiten von 8.00 bis 16.00 Uhr machen und dass wir natürlich auch beim langen Donnerstag, den es in den magistratischen Bezirksämtern gibt - bis 18.00 Uhr -, dabei sind, insgesamt zu versuchen, sehr kundenorientiert zu arbeiten. Es ist nicht nur so, dass dieses Meldewesen für die Wienerinnern und Wiener ein wichtiger Punkt ist, sondern wir wollen auch mit diesem Schritt versuchen, möglichst unbürokratisch zu sein. Ich muss jetzt meinen Zettel suchen, weil die Zahl ist nämlich eine beträchtliche, sodass ich sie mir jedes Mal genau anschauen muss. Wir erwarten uns von dieser neuen Methode, der Dokumentation im Zentralen Melderegister und der Aufgabe der Papierdokumente, die Ersparnis von 600 000 Zetteln. Jetzt wissen Sie, warum ich immer nachschauen muss, damit ich nicht die falsche Zahl sage, weil sie überraschend groß ist, also eine Ersparnis von 600 000 Zetteln und vier bis fünf Durchschlägen pro Zettel und Jahr. 

Das heißt, das ist auch ein unendlicher bürokratischer Aufwand, den es jetzt gibt, den wir einsparen und dann in rascher, möglichst unbürokratischer und vor allem schneller Art den Kunden und Kundinnen zur Verfügung stellen können. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die dritte Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Günther. - Bitte schön.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben bei Ihrer Anfragebeantwortung kurz auf die Volkszählung hingewiesen. Jetzt weiß ich, dass es in Wien ungefähr 30 000 Einsprüche gibt und die Volkszählung für Wien einen finanziellen Nachteil von ungefähr 700 Millionen S erbracht hätte, wo der Finanzstadtrat schon einmal gesagt hat, er hofft, dass diese Einsprüche diese Zahl noch etwas drücken und bei 400 bis 500 Millionen S festlegen. 

Die Frage ist jetzt: Wie weit ist man diesen 30 000 Einsprüchen schon gediehen und wie lange ist noch zu rechnen, bis es zu einem Abschluss dieser Verfahren kommt?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Von diesen Einsprüchen sind einige, wie Sie sicher wissen, jetzt durch oberstgerichtliche Entscheidungen geklärt, im Besonderen die Studenten, aber auch hier wieder nur eingeschränkt auf Unter-26‑Jährige, Familienbeihilfebezieher und so weiter. Das heißt, das ist nicht allgemein. In allen anderen Fragen ist es nach wie vor so, dass diese Dinge zu klären sind, wie es dem rechtsstaatlichen Wege entspricht, und dass wir das auch tun, nicht, weil wir die Bürger irgendwie sekkieren wollen, sondern weil das der vorgesehene Weg ist und weil das - wie Sie selber gesagt haben - für die Stadt Wien wichtig ist. 

Wenn wir über Kundenfreundlichkeit sprechen, dann ist das natürlich auch immer eine Frage der Mittel, die wir zur Verfügung haben. Insofern müssen wir - es ist sogar unsere Verantwortung - auch dafür sorgen, dass die entsprechenden Mittel entsprechend der Zahl derjenigen, die sie dann auch in Anspruch nehmen, verteilt werden. Das ist der Hintergrund, dass wir schon immer sehr genau darauf schauen, wo denn diese Meldung vorgenommen worden ist. 

Die anderen noch offenen Fälle - das sind noch einige, weil, wie gesagt, die schon entschiedenen sehr spezifiziert sind, obwohl das auch eine beträchtliche Menge ausmacht - sind im Zuge der rechtsstaatlichen Wege vorzunehmen. Das wird sicher noch seine Zeit brauchen, ohne dass ich jetzt eine genaue Zahl von Tagen, Wochen oder Monaten sagen kann, weil diese Entscheidungen natürlich nicht bei uns liegen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die vierte Zusatzfrage stellt Herr Abg Kurt Wagner.

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Stadträtin! 

Sind bei der Einführung zusätzliche kundenfreundliche Maßnahmen und Einrichtungen vorgesehen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Das haben wir allerdings vor. Zusätzlich zu den Kundendienstzeiten, die ich schon erwähnt habe - eben 8.00 bis 16.00 Uhr und dem langen Donnerstag - wollen wir ganz sicher versuchen, ein auf den Kunden zugehendes Management - es hat sich der Begriff des "Warteraummanagements" eingebürgert - durchzuführen. Das heißt, wir wollen dafür sorgen, dass, wenn Leute kommen und sich anmelden, sie von Anfang an, in dem Moment, wo sie da sind, schon gefragt werden, ob alle Unterlagen in Ordnung sind, ob sie alles mithaben, weil wir wissen alle, man ärgert sich krumm, wenn man irgendwo zwei Stunden sitzt, damit einem dann nachher ein zwar vielleicht freundlicher, aber nichts anderes machender Beamter sagt: "Danke, dass Sie zwei Stunden gewartet haben, aber kommen Sie morgen wieder, weil dieser und jener Zettel fehlt." Das heißt, wir wollen von Anfang an dafür sorgen, dass die Kunden und Kundinnen vom ersten Moment an entsprechend informiert werden, dass alle Unterlagen da sind.

Wir wollen uns auch bemühen, was für die Meldevorgänge bisher vielleicht noch nicht so üblich ist, dass wir Termine mit den Leuten ausmachen. Jetzt war es bei der Polizei so - auch das wissen wir alle aus eigener Erfahrung -, man ist möglichst früh hingegangen, hat gehofft, dass noch nicht viele Leute da sind, hat aber dann meistens warten müssen. Wir wollen das so machen - insofern ist es auch ein wichtiger Informationsprozess für die Wiener und Wienerinnen -, dass wir Termine vereinbaren und dass wir dadurch, dass die An- und Ummeldung in allen Bezirksämtern machbar sein wird, dafür sorgen, dass dies zum Beispiel möglichst nahe des Arbeitsplatzes ist und dass die Leute eben auch zu anderen Zeiten hingehen können und dann möglichst kurz zu warten haben. Wir haben ein ehrgeiziges Ziel, denn wir wollen, dass niemand länger als eine halbe Stunde warten muss, bis seine Angelegenheit erledigt ist. 

Noch etwas Drittes haben wir vor. Wir wollen die Meldungen nicht nur in den magistratischen Bezirksämtern vornehmen lassen, sondern wir wollen das dichte Netz, das die Stadt mit anderen Magistratsabteilungen, mit anderen Außenstellen hat, nutzen und wollen auch diese einladen, bei der Meldearbeit mitzuarbeiten. Das werden wir jedenfalls mit der Abteilung für fremdenrechtliche Angelegenheiten machen, weil hier sehr viele ähnliche Daten ohnehin im Zuge der Aufenthaltsbewilligung behandelt werden müssen. Wir wollen das auch mit dem Mobilen Bürgerdienst machen und denken ebenso an eine weitere Ausweitung. Ich könnte mir zum Beispiel vorstellen, dass auch der Babypoint, der schon ein sehr erfolgreiches kundenfreundliches Modell der Stadt Wien ist, bei diesem System mitmacht, ebenso die Staatsbürgerschaftsabteilungen. Aber das sind Dinge, die noch in Vorbereitung sind. Im ersten Schritt sind dies jedenfalls die MA 20 und der Mobile Bürgerdienst. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Somit ist die 3. Anfrage erledigt. 

Die 4. Anfrage (PrZ 0017/LM/01-KGR) wurde von Frau Abg Dr Monika Vana gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet: Das "Aktionsprogramm - Territorialer Beschäftigungspakt 2001" der Stadt Wien stellt sich im Wesentlichen als eine Fortschreibung der Territorialen Beschäftigungspakte der Vorjahre dar. Trotz eines starken Anstiegs der Arbeitslosigkeit in den letzten Monaten sind die für die Beschäftigungspolitik reservierten Finanzmittel seitens der Stadt Wien nicht erhöht worden, sondern bleiben seit Jahren konstant. Welche Maßnahmen gedenken Sie, zusätzlich zum Territorialen Beschäftigungspakt gegen die akut steigende Arbeitslosigkeit zu setzen?

Ich bitte um die Beantwortung. 

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Sie haben mir eine Frage gestellt, die zum Teil auf den Territorialen Beschäftigungspakt Bezug nimmt, der in der Landesregierung am 24. September 1998 mit einer Laufzeit bis einschließlich 2002 und einer Finanzierungssumme von 735 Millionen S beschlossen worden ist, wobei jeweils 200 Millionen S vom Bund, 200 Millionen S von der Stadt Wien und 335 Millionen S vom Arbeitsmarktservice zu erbringen sind. Daraus ergibt sich, dass diese Fünfzig-zu-fünfzig-Regelung auch zur Folge hat, dass, wenn der Bund nicht erhöht, auch die Stadt Wien ihren Beitrag gleichzuhalten hat, sonst würde das sozusagen kein Paktum mehr sein, sondern ein einseitiges Geschäft, wo die Stadt Wien immer mehr Aufgaben zu Lasten des Wiener Steuerzahlers übernimmt, die eigentlich vom Bund zu leisten sind. 

Auf der anderen Seite kann der Bund für sich ins Treffen führen, warum er nicht erhöht hat, weil nämlich zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Territorialen Beschäftigungspakt, der wiederum Teil des Nationalen Aktionsprogramms ist, die Arbeitslosenquote auf Wien gerechnet höher war als heute. Sie war damals 8,4, während sie jetzt 8,1 ist, jeweils zum November gerechnet. Die Tatsache, dass damals die Arbeitslosenzahl höher war als jetzt, kann als Rechtfertigung seitens des Bundes angesehen werden, wenn damals die Bedingungen nicht günstiger waren, dass jetzt nicht dazugelegt werden muss. 

Sie wissen selbst als Mitglied des Kuratoriums des Wiener Arbeitnehmer-Förderungsfonds, dass wir von diesem Prinzip nicht ausgegangen sind, sondern dass auf meine Empfehlung hin in der Kuratoriumssitzung am 6. November die Empfehlung für den Vorstand ausgesprochen worden ist, zusätzliche Mittel einzusetzen, nämlich jene Mittel, die gewissermaßen in Reserve für den Wiener Arbeitnehmer-Förderungsfonds zur Verfügung gestanden sind, die spezifisch für den Bereich der Jugendarbeitslosigkeit eingesetzt werden. Es ist dann auch in der Vorstandsitzung am 3. Dezember bereits ein erstes Programm zur Umsetzung festgelegt worden. Im Übrigen, glaube ich, muss man darauf hinweisen, dass es im Vergleich mit anderen Bundesländern überhaupt nicht selbstverständlich ist, dass der Wiener Arbeitnehmer-Förderungsfonds neben der jährlichen Dotierung von 200 Millionen S im Rahmen des Territorialen Beschäftigungspakts noch 125 Millionen S extra bekommt, die ebenfalls für die Struktur und auf die Beschäftigungssituation hin zugeschnittene Projekte verwendet werden. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die erste Zusatzfrage wird von Frau Abg Vana gestellt. - Bitte.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Danke für diese Information. Tatsache bleibt aber, dass die Stadt Wien die Mittel für die aktive Arbeitsmarktpolitik im letzten Budget nicht erhöht hat. Den Territorialen Beschäftigungspakt haben Sie gerade erwähnt. Auch die Mittel für den WAFF sind seitens der Stadt Wien trotz des dramatischen Anstiegs der Arbeitslosigkeit in den letzten Monaten nicht erhöht worden. Ganz im Gegenteil wurden zum Beispiel die erfolgreichen Maßnahmen für Wiedereinstiegerinnen in Wien, für Frauen, gekürzt.

Wir Wiener GRÜNEN haben deshalb zunehmend den Eindruck, dass sich die Stadt Wien aus der aktiven Arbeitsmarktpolitik zurückzieht und Arbeitsmarktpolitik zunehmend als Unternehmens- und Wirtschaftsförderung betrachtet.

Ich möchte Sie jetzt fragen: Wie werden Sie sich als Wiener Sozialdemokrat dafür einsetzen, dass die aktive Arbeitsmarktpolitik in Wien Vorrang vor der direkten Unternehmensförderung bekommt und die Mittel, die für Beschäftigungspolitik zur Verfügung stehen, zum Beispiel im WAFF oder im Territorialen Beschäftigungspakt, auch wirklich den betroffenen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen zu Gute kommen? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Frau Abgeordnete!

Ich glaube, dass Ihr Eindruck Sie täuscht und ich glaube, ich kann das mit einigen Fakten deutlich machen. 

Das eine Faktum habe ich schon erwähnt, dass nämlich die zusätzlich verfügbaren Mittel, die der WAFF gehabt hat - 30 Millionen S zusätzlich zu dem, was im Wirtschaftsplan 2002 vorgesehen war -, für spezifische Projekte der Beschäftigungspolitik in Bezug auf Jugendliche und junge Menschen im Alter von 18 bis 25 Jahren eingesetzt werden. Das ist ein zusätzlicher Betrag. Das Missverständnis, dem Sie, glaube ich, unterliegen, ist, dass die Mittel, die jährlich ab dem Jahr 1998 mit 200 Millionen S allein im Territorialen Beschäftigungspakt zur Verfügung gestellt worden sind, nicht automatisch zur Gänze aufgebraucht worden sind, sondern da es sich zum Teil um mehrjährige Projekte handelt, gibt es ein Verschleifen über die Budgetjahre hinweg, aber natürlich auch damit, dass sie nicht zur Gänze aufgebraucht worden sind. 

Es liegt nahe, dass in einem Jahr der Hochkonjunktur, wie beginnend 1999 und 2000, natürlich nicht alles verbraucht werden konnte und musste, sodass die Reserven, die vorhanden sind, jetzt eingesetzt werden können. Das geht deswegen, weil es sich um ein mehrjähriges Gesamtkonzept gehandelt hat, von 1998 bis 2002. Also es war nicht ein Jahresprogramm, das jedes Mal abgehakt worden ist, sondern ein Gesamtprogramm über einen mehrjährigen Zeitraum. 

Das Zweite ist, ich glaube, die Tatsache, dass gerade etwa - morgen werden wir im Gemeinderat darüber debattieren - bei der Wirtschaftsförderung bei einer Reihe von Förderungsrichtlinien erstmals darauf Bedacht genommen worden ist, ob das geförderte Projekt beschäftigungspolitische Bedeutung hat. Dass die Frage gerade auch im Rahmen der Wirtschaftsförderung, mehr Mittel für Qualifikation von Mitarbeitern einzusetzen, eine deutliche Korrektur in Richtung Verstärkung auch der beschäftigungspolitischen Komponente im Rahmen der Wirtschaftsförderung hat, lässt den Schluss zu, dass Sie nicht Recht haben, sondern im Gegenteil verstärkt den beschäftigungspolitischen Elementen Rechnung getragen worden ist. 

Der guten Ordnung halber muss ich aber doch darauf hinweisen, dass es in erster Linie weiterhin Aufgabe des Bundes und der Arbeitsmarktverwaltung ist, dem Problem der Beschäftigungspolitik und der Politik im Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit Rechnung zu tragen. Die Unterstellung, alles, was der Bund nicht macht, muss automatisch von der Stadt Wien aufgefangen werden, ist zwar eine wünschenswerte Vorstellung, ist aber nicht realisierbar. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Fuchs. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Finanzstadtrat! 

Es ist so, dass der Bund mit den Ländern vereinbart hat, dass verstärkt die thermische Sanierung vorangetrieben wird. Das soll durch Umschichtung der Wohnbauförderungsmittel vom Neubau, der maschinenauslastend ist, in die arbeitsschaffende Sanierung gehen. Das trifft Wien zirka um 1 Milliarde S. 

Jetzt gibt es schon die thermische Sanierung. Die letzten Monate und das letzte Jahr haben aber gezeigt, dass diese Rahmenbedingungen und Förderungsbedingungen nicht greifen und dass dies nicht so angenommen wird, wie man es sich vorgestellt hat.

Jetzt frage ich Sie, Herr Finanzstadtrat: Welche Maßnahmen haben Sie in Gesprächen mit dem Wohnbaustadtrat gesetzt, dass legistisch einige Änderungen beziehungsweise Anreize geschaffen werden, um diese arbeitsplatzschaffende Milliarde rascher und richtig einzusetzen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ich bin selbstverständlich daran interessiert, dass alle Maßnahmen ergriffen werden, die auch kurzfristig zu einer Verbesserung der Beschäftigtensituation insbesondere im Baugewerbe führen. Ich glaube, dass der Weg, der in Wien beschritten worden ist, nämlich die Mittel aus der Wohnbauförderung nicht zu anderen Zwecken einzusetzen - jetzt nicht in dem Sinn, wie Sie es ansprechen, sondern überhaupt zu anderen Zwecken, wie es gelegentlich in anderen Bundesländern geschehen ist -, sich als durchaus positiv bestätigt.

Die letzten Zahlen, die über die Beschäftigten- und Arbeitslosensituation im Baugewerbe veröffentlicht worden sind, zeigen im Vergleich der Bundesländer, dass, im Gegensatz zur allgemeinen Situation einer deutlichen - bedauerlichen, aber erklärbaren - Ost-West-Lastigkeit mit höheren Arbeitslosenzahlen im Osten, die Lage hinsichtlich der Arbeitslosenzahl im Baugewerbe völlig anders ist. Hier liegen wir in Wien wesentlich besser, als eine Reihe anderer Bundesländer, die in der Zahl der Arbeitslosen sonst nicht schlecht abschneiden.

Dies lässt den Schluss zu, dass unser Investitions- und Einsatzprogramm sicherlich von Bedeutung ist. Ich erwähne das, weil es selbstverständlich dazugehört, sich auch mit Detailfragen, wie Sie sie angesprochen haben, ernsthaft auseinander zu setzen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn Präsidenten Römer gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

Ich möchte bei meinem Vorfrager anschließen. In der gestrigen Erklärung im Nationalrat zur Konjunkturbelebung wurde unter anderem dieses Thema angesprochen, und ich entnehme dieser Unterlage, dass laut Auskunft des Vorsitzenden der Landeshauptleutekonferenz angestrebt wird, 4 Milliarden S innerhalb der Wohnbauförderung zu Gunsten der Althaussanierung umzuschichten. Das wären 4 Milliarden S zusätzlich an Investitionen, die in arbeitsplatzintensivere Bereiche gelangen würden.

Daher die Frage, die ich in dem Zusammenhang an Sie stelle: Mit welchem Betrag ist die Gemeinde Wien im nächsten Jahr an der Umschichtung zusätzlich beteiligt - weil ja bekanntermaßen schon in der Vergangenheit einiges getan wurde, aber offensichtlich hier ein breiterer Rahmen gegeben werden soll?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ich glaube, dass man dazu zwei Dinge sagen muss. Es steht schon im Finanzausgleichs-Paktum drinnen, dass die Wohnbauförderungsmittel zu Zwecken eingesetzt werden können, die dem Kyoto-Ziel dienen; das ist eine Vereinbarung, die zwischen dem Finanzminister und den Ländern abgeschlossen worden ist. Es hängt jetzt von der Situation des jeweiligen Bundeslandes ab - mehr Geld entsteht dadurch nicht -, die Mittel der Wohnbauförderung entweder für Neubau, für Sanierung, für Wärmedämmung oder welchen Zweck auch immer einzusetzen. Das ist eine differenzierte Form.

Nun gibt es das Argument, dass der Einsatz in bestimmten Bereichen beschäftigungspolitisch interessanter sein könnte, weil es Klein- und Mittelbetrieben zugute käme. Das hängt aber davon ab, welches Programm für den Bau neuer Wohnungen ein Bundesland forciert. Wenn die Lösung darin besteht, weniger Wohnungen zu bauen und stattdessen mehr zu sanieren, dann mag sich das beschäftigungspolitisch durchaus positiv auswirken. Die Konsequenz daraus ist, dass unter Umständen Wohnungen fehlen, die man benötigen würde.

Daher ist es eine sehr ernst zu nehmende - ich möchte das jetzt auch nicht wegwischen - und von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich zu behandelnde Frage, ob der Wohnungsneubau deutlich, ja drastisch zurückgenommen wird und dafür Mittel zu Wärmedämmungs- und Sanierungsmaßnahmen eingesetzt werden, und zwar, so füge ich hinzu, über das Ausmaß dessen hinaus, was bei uns in Wien ohnehin schon geschehen ist. Ich erinnere an die gemeinsame Pressekonferenz, die hier vor einigen Wochen der Landeshauptmann mit dem zuständigen Landesrat abgehalten hat.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Frau Abg Dr Vana, bitte.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich freue mich, dass Sie sich zur aktiven Arbeitsmarktpolitik der Stadt Wien bekennen und auch in die Wirtschaftsförderung zunehmend beschäftigungspolitische Aspekte einbauen wollen. Ich bin daher sehr enttäuscht davon, dass ich in dem in dieser Woche beschlossenen Territorialen Beschäftigungspakt wieder das Wort "Humanressource" lesen muss, obwohl wir alle im letzten WAFF-Kuratorium einstimmig übereingekommen sind, dass wir dieses Wort - zumindest, was die Publikationen des WAFF betrifft - nicht mehr verwenden, weil es einen gewissen Zynismus ausdrückt und weil es ausdrückt, dass Arbeitnehmer ein Produktionsfaktor sind, obwohl wir die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen eigentlich als Menschen mit individuellen Rechten und Bedürfnissen sehen wollen.

Ich möchte Sie daher fragen: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass wenigstens im nächsten Territorialen Beschäftigungspakt, der Anfang nächsten Jahres beschlossen wird, dieses Wort "Humanressource" nicht mehr vorkommen wird, wie wir es auch im WAFF-Kuratorium beschlossen haben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Stadtrat.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Wir werden das machen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (PrZ 0020/LM/01-KVP). Sie wurde von Herrn Abg Dr Johannes Hahn gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Wie weit sind die Arbeiten zum Wiener Krankenanstaltenplan gediehen?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter!

Sie sehen, Sie erfahren es jetzt endlich. - Der Wiener Krankenanstaltenplan wird auf Grundlage des im November 2000 verhandelten und heuer beschlossenen Österreichischen Krankenanstaltenplans erstellt. Der Entwurf zu diesem Wiener Krankenanstaltenplan ist zurzeit in Er- und Bearbeitung, und ich erwarte, dass dieser Beamtenentwurf des Wiener Krankenanstaltenplans noch in diesem Winter vorliegen wird. Für die Erstellung der Grundlagen des Wiener Krankenanstaltenplans wurde eine Arbeitsgruppe gegründet. Die Träger aller Wiener Fondskrankenanstalten wurden vom Beginn der Arbeiten schon in der ersten Hälfte dieses Jahres informiert.

In Zusammenarbeit mit dem Österreichischen Bundesinstitut für Gesundheitswesen wurde für wichtige Bereiche des Wiener Krankenanstaltenplans - das sind insbesondere die Fächer Neurochirurgie, Orthopädie, Gynäkologie und Geburtshilfe, aber auch Palliativmedizin und Akutgeriatrie - Expertengruppen eingerichtet. Ziel dieser Arbeitsgruppen ist die Einschätzung der Entwicklung der jeweiligen Fachrichtungen aus medizinischer Sicht sowie die Erarbeitung fachspezifischer Leistungsspektren als Voraussetzung für eine Leistungsdifferenzierung an verschiedenen Standorten. Die Träger der Wiener Krankenanstalten wurden eingeladen, in diese Expertengruppen Mediziner der entsprechenden Fachrichtungen zu entsenden, und sie haben dieser Einladung auch Folge geleistet. 

Die Einrichtung dieser Arbeitsgruppen ist durch Folgendes begründet. Die Neurochirurgie müssen wir deswegen so genau untersuchen, weil deren Auslastung in den letzten vier Jahren zwischen 90 und 94 Prozent lag, was eine äußerst hohe Auslastung ist. Sie hat auch eine überregionale Bedeutung für die Wiener Einrichtungen. 

Es steht jetzt immer wieder in Frage, ob nicht auch Niederösterreich aufrüsten wird. Wir haben in Wien allein 30,8 Prozent der neurochirurgischen Operationen versorgt. Die Frage der Ausweitung muss sich danach richten, welche anderen Länder und anderen Regionen eventuell Neurochirurgien errichten oder nicht errichten, damit wir da nicht Überkapazitäten schaffen.

Ähnlich ergeht es uns in der Orthopädie - nicht ganz so gravierend, aber eben ähnlich. Da wollen wir ein fachspezifisch differenziertes Leistungsspektrum erbringen, nämlich die einen, die vorwiegend Gelenksersatz-Operationen durchführen, und die anderen, die sich stärker auf Wirbelsäulen-Operationen konzentrieren, wie zum Beispiel die Kinderorthopädie in Speising.

Auf Grund all dieser Zahlen und der vorhandenen Betten muss man trachten, die genaue Bettenzahl zu eruieren, die nötig ist. Auch im orthopädischen Bereich haben wir äußerst viele Patienten aus Niederösterreich. Wir haben dieses Leistungsspektrum bereits im Entwurf des ÖKAP vorgesehen und wollen es als Planungsgrundlage für die Wiener orthopädischen Abteilungen heranziehen. Wie ich Ihnen soeben gesagt habe, reißen sich um Orthopädie sämtliche Spitäler.

Die Einrichtungen für Gynäkologie und Geburtshilfe sind in Wien äußerst unterschiedlich ausgelastet. Aus Qualitätssicherungsgründen wurden ein abgestuftes geburtshilfliches Versorgungskonzept und ein gynäko-onkologisches Konzept erstellt.

Im Bereich der Palliativmedizin und Akutmedizin müssen wir in Wien zum Teil neue Einrichtungen schaffen. Sie wissen, wir haben eine Einrichtung in einem Spital, im Göttlichen Heiland. Zwei Einrichtungen, die noch nicht im Spital sind, werden ab 1. Jänner dem Spital zugehörig sein: jene des Geriatriezentrums Am Wienerwald wird künftig dem Krankenhaus Lainz zugerechnet und jene der Caritas am Rennweg wird dann den Barmherzigen Schwestern zugerechnet werden.

Man muss aber dafür Sorge tragen, dass die Qualität dieser Abteilungen von Anfang an evaluiert wird. Denn ich möchte, um Fehlbelegungen zu vermeiden, die Entwicklung einer Türschild-Palliativmedizin nicht zulassen. Es muss die Qualität, die wir erwarten, gegeben sein, und wir müssen auch darauf achten, wo wir diese Betten am besten einrichten.

Die Arbeit der Experten ist zum Großteil abgeschlossen. Die Planung bei den Fachrichtungen, die nicht durch diese Expertengruppen abgedeckt sind, richtet sich nach den Vorstellungen und Entwicklungsperspektiven der Krankenhausträger, aber auch nach den Rahmenbedingungen des ÖKAP. Wir wollen vermehrt tagesklinische Kapazitäten erstellen.

Sie werden, wenn Sie unseren Gesundheitsbericht gelesen haben, darin auch gesehen haben, dass bei manchen Fächern sehr hohe Spitalsfrequenzen und sehr kurze Aufenthaltsdauern bestehen, zum Beispiel im Bereich der Onkologie, wo die Tagesklinik durchaus schon üblich ist. Es erfolgen die meisten Aufnahmen, obwohl es mehr Herz-Kreislauf-Erkrankungen gibt, im Bereich der Onkologie, und dort kommt es zu nur sieben Tagen Aufenthalt, während es zum Beispiel bei den Herz-Kreislauf-Erkrankungen mehr Tage sind. Wir müssen daher versuchen, stärker in die tagesklinische Struktur hineinzukommen, und sind noch am Tüfteln daran, wie wir das optimal machen.

Letzten Endes geht es um die Bettenanzahl, die wir in Wien haben. Man spricht immer wieder davon, dass Betten abgebaut werden sollen. In Zeiten wie dem Frühjahr und dem Sommer habe ich fast immer genügend Betten, aber Sie wissen genau, dass wir in Grippezeiten, in Kältezeiten, im Winter doch nicht zureichende Kapazitäten haben, sodass es sehr schwierig wäre, noch irgendwelche größeren Einsparungen vorzunehmen.

Wir müssen auch überlegen, ob man zum Teil noch Betten der Inneren Medizin in solche der Neurologie umwandeln soll. Neurologische Patienten sind auf neurologischen Abteilungen besser versorgt als auf internen Abteilungen. Das alles wird noch weiter erhoben und wir müssen natürlich Gespräche mit den Häusern führen.

Wir müssen auch, wie ich schon erwähnt habe, die ganze Kapazität der Ostregion ansehen. Ich habe auf politischer Ebene schon begonnen, Gespräche darüber aufzunehmen, was wirklich geplant ist. Zum Teil geht es hier auch um die Augenheilkunde. Sie wissen, die neuen Therapien werden von den anderen Bundesländern nicht sehr geliebt und geschätzt, und die Patienten werden lieber nach Wien überwiesen. Ein Teil meiner Probleme im Spitalsbereich besteht ja darin, dass die teuren Patienten nach Wien hereinströmen. Wenn man dann sagt, zum Ausgleich kommen auch soundso viele Wiener Patienten hinaus, sind es nicht gerade die teuersten Erkrankungen, die ich in Wien behandle.

Auf Grund der Expertenaussagen und der Entwicklungen werden wir uns dann darauf festlegen, auf welche Krankenanstalten wir welche Standorte verlegen. Es sind aber noch weitere Gespräche vorgesehen. Ich bin guten Mutes, dass wir den Krankenanstaltenplan, wie gesagt, noch in diesem Winter unter Dach und Fach bringen werden und dass ich weitgehendst alle damit zufrieden stellen kann, vor allem die Wiener Bürgerinnen und Bürger, die in entsprechender Zeit die entsprechende medizinische Versorgung brauchen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Hahn stellt die erste Zusatzfrage. - Bitte.

Abg Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Ich glaube, wir sind darin eines Sinnes, dass tagesklinische Angebote verstärkt werden sollen, zum einen, weil das eine sehr menschliche Form der Behandlung und Therapie sein kann und sein soll, und zum anderen wahrscheinlich auch, weil es eine ungleich ökonomischere Form darstellt. Tagesklinische Einheiten sind aber etwas, was grundsätzlich zu einer stark dezentralen Struktur neigt. Das heißt, es hat keinen Sinn, wenn Patienten stundenlang im Auto hin und her fahren, sondern hierfür brauchen wir Einrichtungen, die beim Bürger selbst sind, sodass An- und Abreise sich in einer mehr als vertretbaren Größenordnung befinden.

Daher in diesem Zusammenhang meine Frage: Welchen Stellenwert haben die Ordensspitäler, die häufig eine sehr dezentrale und regionale Funktion haben, in Ihren gesundheitspolitischen Überlegungen und im Konzert der Wiener Spitäler, und welche Zukunft haben aus Ihrer Sicht die Wiener Ordensspitäler?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich habe schon Gespräche mit den Ordensspitälern geführt. Ich habe erst vorige Woche die Barmherzigen Schwestern in der Liniengasse besucht und da führten wir eingehende Gespräche. Zu ihrem Bereich gehört jetzt auch die Orthopädie Speising.

Die Struktur der Ordensspitäler ist vor allem im Bereich der Barmherzigen Schwestern, des Göttlichen Heilands und der Barmherzigen Brüder ganz hervorragend. Sie spielen eine sehr wichtige Rolle in der Versorgung der Patienten. Es stellt sich auch die Frage Orthopädie in einem anderen Ordensspital. Manche Spitäler sind viel stärker daran interessiert, über Belegbetten zu verfügen, als eigene Fachärzte vor Ort zu haben. Das kann bei der Patientenversorgung problematisch sein, vor allem im Hinblick auf die Rufbereitschaft.

Sie wissen ja, ich selbst habe damals im Parlament gegen die Rufbereitschaft gestimmt, weil ich sie fachlich nicht für gut halte. Ich bin sehr froh, dass wir uns auch in Wien darauf geeinigt haben, dass es keine Rufbereitschaft geben soll. Aus meiner Sicht ist es nicht ideal, wenn schwerer Kranke in Spitälern sind, in denen eine Facharzt-Rufbereitschaft gegeben ist. Das ist aber auch in vielen privaten Krankenanstalten so. Ich finde, mit schweren Krankheiten muss man in Spitälern sein, in denen Fachärzte jederzeit erreichbar sind.

Heute hätte die Strukturkommission tagen sollen, aber auf Grund des Begräbnisses von Präsident Benya ist das auf Montag verschoben worden. Dort soll auch über die Strukturqualität gesprochen werden. Diese Struktur, die in den Bundesländern noch nicht vorhanden ist, haben wir in Wien bereits, nämlich eine entsprechende Facharztversorgung. Es ist derzeit nicht geplant, dass man in den Ordensspitälern irgendetwas wegnimmt. Dem muss ich hinzufügen, sie haben dort sozusagen die gemeinsame Finanzierung und manche von ihnen sind in der Vor-Ort-Versorgung sicherlich qualitativ wesentlich höherwertig als andere. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Kowarik. - Bitte.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich bewundere Ihren Optimismus, wenn Sie sagen, es wird noch in diesem Winter zu einem Wiener Krankenanstaltenplan kommen. Das wäre erfreulich, aber ich glaube nicht ganz, dass wir das zusammenbringen werden, und zwar vor allem aus folgendem Grund. Sie haben hier von Expertengruppen und Arbeitsgruppen gesprochen, doch eigentlich wurde von diesen Arbeitsgruppen noch kein Ergebnis bekannt gegeben.

Aber ich möchte etwas anderes fragen. Es ist ja so, dass im Krankenanstaltenplan auch drinstehen wird, welche Spitäler weiterexistieren werden und welche geschlossen werden sollen. Meine Frage bezieht sich darauf, dass es immer wieder heißt, es sollen die Semmelweis-Klinik und das Orthopädische Spital in Gersthof geschlossen werden. Ich frage Sie jetzt: Werden diese im nächsten Krankenanstaltenplan als geschlossen aufscheinen oder nicht?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: In der nächsten Zeit ist an eine Schließung nicht gedacht. À la longue kann ich den Weiterbestand an dem Standort nicht garantieren.

Es bestehen Überlegungen, geburtshilfliche Betten nach Norden zu verlagern. Wie ich auch im WIKRAF schon einmal angesprochen habe, brauchen wir in der Semmelweis-Klinik sicherlich keine gynäkologische Versorgung. Wir haben eine Überkapazität an geburtshilflich-gynäkologischen Betten. Es wird aber die Geburtshilfe in der Semmelweis-Klinik derart ausgiebig angenommen, dass sie geburtshilflich sicher weitergeführt wird.

Allerdings muss ich feststellen, ich habe südlich der Donau 10 000 Krankenhausbetten. Nördlich der Donau sind es 1 200 Krankenhausbetten für eine relativ große Bevölkerung. Daher muss man überlegen, manche Bettenkapazitäten von südlich der Donau nach nördlich der Donau zu verschieben - da spielt unter anderem auch die Semmelweis-Frauenklinik mit eine Rolle -, um das Angebot in dieser Region, in der auch viele junge Menschen leben, zu verbessern.

Was die Orthopädie Gersthof betrifft, ist derzeit - in den kommenden ein, zwei Jahren - ebenfalls noch nicht an eine Schließung gedacht. Wenn eine Schließung des Standorts stattfindet, werden sicherlich mindestens genauso viele Betten - wenn nicht mehr - verlegt werden. Im Otto-Wagner-Spital sind die Operationssäle für die Orthopädie sehr gut ausgebaut worden, dort gäbe es die Möglichkeit, weitere Betten hinzuverlagern. Wir haben dort bereits eine Orthopädie, es gibt die entsprechenden Einrichtungen von Labor- und Röntgenseite, und es gibt dort die Internisten.

Es wird überlegt, ob man, weil im Krankenhaus Rudolfstiftung keine Orthopädie, wohl aber eine Neurochirurgie besteht, dort orthopädische Betten von Gersthof hinverlagert, weil es eine sehr gute Synergie bedeutet, wenn es in einem Haus eine Neurochirurgie und eine Orthopädie gibt, so wie im SMZ-Ost. Das ist durchaus eine anstrebenswerte Paarung. Derzeit ist es noch nicht so weit, weil die baulichen Voraussetzungen fehlen, aber à la longue würde ich als Medizinerin sehr stark dahin tendieren, weil ich es medizinisch für besser halte. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage wird von Frau Abg Dr Pilz gestellt. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau StRin Pittermann!

Sie haben bei einer Anfrage, die ich im Oktober an Sie gestellt habe, hinsichtlich des Wiener Krankenanstaltenplans darauf Bezug genommen, dass Sie sich bei der Leistungsplanung für den Wiener Krankenanstaltenplan nach dem Österreichischen Krankenanstaltenplan halten werden. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ja!) Ich habe dort nachgelesen, dort steht nicht sehr viel drin. Nach wie vor steht im Österreichischen Krankenanstaltenplan auch selbstkritisch drin, dass man sich gegenwärtig - also in dem Plan von 1999 - hauptsächlich auf die Verteilung von Betten und Abteilungen konzentriert hatte.

Weil der Wiener Krankenanstaltenplan ja in die Zukunft weisen soll, möchte ich Sie jetzt fragen: Sieht der Wiener Krankenanstaltenplan eine konkrete Leistungsplanung vor oder wird es, analog zur Struktur des ÖKAP, vorrangig lediglich eine Betten- und Abteilungsstruktur geben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich habe schon angesprochen, dass natürlich die Leistungsplanung zählt und wir eruieren müssen, was wir brauchen. Meine Schwierigkeit ist, dass sich die angrenzenden Bundesländer sehr bedeckt darüber halten, was sie tun, und ich aus diesen angrenzenden Bundesländern sehr viele Patienten habe. Wenn ich jetzt neurochirurgische Kapazitäten erweitere, die derzeit zu fast 50 Prozent von Nicht-Wiener Patienten eingenommen werden, und in deren Bundesländern ebenfalls welche errichtet werden, dann schaffe ich Überkapazitäten. Das hindert uns an der Fertigstellung.

Im Bereich der Orthopädie haben wir in Speising, glaube ich, 25 Prozent an Nicht-Wiener Patienten, in den anderen Spitälern sind es bis zu 20 Prozent und manchmal mehr Nicht-Wiener Patienten. Würde dort orthopädisch aufgerüstet werden, dann hätte ich in Wien wieder zu viel.

Wir haben jetzt im Bereich der Augenheilkunde die Visodyne-Behandlung, die außer Innsbruck und Wien niemand macht, und jeder strömt zu uns herein. Aber das Land Wien kann es nicht verkraften, für sämtliche Bundesländer alle teuren Therapien zu übernehmen, ohne dass das irgendwie extra abgegolten ist. Mit der 15a-Vereinbarung war geplant, was vorher war, und alles, was teuer ist, strömt hierher. Man wird sehen, was die eigenen Bundesländer übernehmen werden.

Es wird jetzt zum Beispiel in Mistelbach eine Onkologie ausgebaut, mit einer Tagesklinik in Gänserndorf. Wir müssen sehen, was daraus wird. Onkologische Patienten erleiden sehr häufig - wenn die Therapie etwas schärfer ist, was ja nötig ist, um kurativ zu wirken - gravierende Komplikationen. Die Frage ist, ob dann die Patienten von Gänserndorf nach Mistelbach oder mit dem teuren Supportive Care doch wieder nach Wien kommen. Dafür müssen wir genau Richtlinien festlegen, was geschieht und wann was errichtet wird.

Sie kennen die leidige Geschichte der Strahlentherapie. Jetzt besteht eventuell doch wieder die Bereitschaft, mitzuzahlen, aber dabei geht es nicht nur um die Anschaffung des Geräts, sondern auch um das Personal. Gerade im Bereich Strahlentherapie darf das Personal aus Strahlenschutzgründen keine Überstunden machen. Daher brauche ich für das, was ich mehr mache, auch real mehr Personen. Daran müsste sich selbstverständlich auch das Bundesland Niederösterreich beteiligen.

Daraus ergeben sich die Schwierigkeiten in den Verhandlungen. Denn man versucht natürlich, mich hinzuhalten, weil der Status Quo für die Ostregion äußerst angenehm ist. Wie gesagt, widerstrebt es mir als Ärztin, über die Patienten einen Druck auszuüben, und damit habe ich praktisch nichts in der Hand, wodurch erzwungen werden könnte, dass die anderen endlich erklären, in welchem Zeitraum etwas geschehen wird, damit wir sicher sagen können, dass wir es jetzt so machen.

Selbstverständlich möchte ich im Leistungsplan auch eine Verschiebung der Betten erreichen. Denn 10 200 Betten südlich der Donau und 1 200 nördlich der Donau stimmen nicht unbedingt mit den Bedürfnissen und der Größe der Bevölkerung überein.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Herr Abg Dr Hahn, bitte.

Abg Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Eine Krankenanstaltenplanung ist durchaus in Korrelation mit der Situation im niedergelassenen Bereich zu sehen, da gibt es enge Verknüpfungen. Die aktuell gültige 15a-Vereinbarung des Bundes mit den Ländern über die Spitalsfinanzierung sieht für die laufende Periode auch eine Schwerpunktsetzung derart vor, dass es zu modellhaften Kooperationen zwischen dem niedergelassenen und dem Spitalsbereich kommen sollte. In der letzten Legislaturperiode hat es in Wien den einen oder anderen zaghaften Versuch in diese Richtung gegeben.

Meine Frage an Sie, Frau Stadträtin: Wird es in dieser Hinsicht verstärkte Bemühungen seitens Ihrer Person und Ihrer Geschäftsgruppe geben, um intensivere Kooperationsformen zwischen dem niedergelassenen und dem stationären Bereich zu schaffen, durchaus mit dem Ziel, hier zu einer gewissen Entlastung des stationären Bereichs zu kommen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Wir haben das bereits in Planung. Es läuft auch mit dem SMZ-Ost schon ein modellhaftes Projekt im 22. Bezirk. Dieses soll weiter ausgebaut werden.

Es steht jetzt ein Projekt von Gebietskrankenkasse, Wilhelminenspital, Göttlicher Heiland und Hanusch-Krankenhaus mit den Niedergelassenen neuerlich vor dem Abschluss - es war vorher pilotiert -, mit dem man die stärkere Vernetzung und Einbeziehung des niedergelassenen Bereichs in diesen drei Spitälern erprobt. Wenn die EDV gut funktioniert und das Zusammenspiel gut ist, so kann es nur ein Gewinn für alle Beteiligten sein, vor allem aber für die Patienten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön, Frau Stadträtin. - Damit ist die Fragestunde der heutigen Sitzung erledigt.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 im Zusammenhang mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1 eingelangt ist.

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 1 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 1 Anträge eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 1 (PrZ 691/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz geändert wird.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es liegt der Entwurf zur Novelle des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes vor. Der Tierschutz in Wien geht uns alle an. Die Tiere sind in der Stadt nicht mehr wegzudenken, aber mir geht es um ein Miteinander von Mensch und Tier in der Großstadt. Der Hauptzweck dieser Novelle ist die Verbesserung des Tierschutzes in Wien.

Wir werden mit diesem Gesetz eine Vereinbarung gemäß Artikel 15a Bundes-Verfassungsgesetz bezüglich Tierschutz im außerlandwirtschaftlichen Bereich umsetzen. Das heißt, die Stadt Wien, das Land Wien verpflichtet sich, Mindeststandards im Tierschutz in das Landesgesetz zu übernehmen.

Ein wesentlicher Punkt wird es dabei sein, den Tatbestand der Tierquälerei auszudehnen und die Mitwirkung von Tieren bei Veranstaltungen sehr genau und strikt zu regeln. Wesentlich ist auch eine Neuregelung bei Eingriffen an Tieren. Ferner werden die Vorschriften zur Hundehaltung verschärft.

Ein besonderes Anliegen ist es mir, dass auch die Zoorichtlinie, die Haltung von Wildtieren im Zoo, umgesetzt wird. Zoos bedürfen in Wien erstmals einer behördlichen Bewilligung. Zoos werden auch erstmals definiert, damit versteckte, illegale Zoos verhindert werden können.

Zur Hundehaltung: Die Maulkorbpflicht an Orten, an denen üblicherweise größere Menschenansammlungen anzutreffen sind, ist neu. Die Maulkorbpflicht ist besonders wichtig, weil sie Bisswunden verhindern kann. Einen weiteren Schwerpunkt stellt die Hundeausbildung dar, damit keine falsche und versteckte Aggressionsausbildung mehr stattfinden kann. Die Ausbildung darf nur noch von vertrauenswürdigen Personen durchgeführt werden.

Der Hohe Wiener Landtag wolle daher beschließen: Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz, Landesgesetzblatt für Wien Nr 39/1987 in der Fassung der Gesetze Landesgesetzblatt für Wien Nr 11/1991, 35/1991, 46/1996 und 11/2001 geändert wird, wird zum Beschluss erhoben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Sommer-Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Grundsätzlich hätten wir eine gute und gescheite Novellierung des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes begrüßt. Im Moment ist es uns aber nicht möglich, diesem Gesetz und diesem Entwurf zuzustimmen.

Natürlich gibt es auch positive Dinge, die in diesem Entwurf vorliegen, wie zum Beispiel, dass der Tatbestand der Tierquälerei verbessert und ausgedehnt worden ist. Der Maulkorbzwang für Hunde an öffentlichen Orten ist selbstverständlich begrüßenswert. Auch zur Haltung von Wildtieren in Zirkussen und Varietees sowie in Zoos - wie die Frau Stadträtin schon angemerkt hat - gibt es Verbesserungen. Dabei ist festzuhalten, dass wir abwarten müssen, was mit der Verbotsliste nach § 15a geschehen wird. Denn davon sind Tiger und Löwen nach wie vor ausgenommen, was nicht sinnvoll und nicht nachvollziehbar ist. Für uns ist nicht nachvollziehbar, was Tiger und Löwen in Zirkussen bringen sollen. Wir hoffen auf eine Herausnahme dieser Tiere.

Warum stimmen wir diesem Entwurf nicht zu? - Es ist vor allem der Hundeführerschein, der uns massiv abgeht. Es ist verwunderlich, dass in diesem Gesetz der Hundeführerschein nicht vorkommt, obwohl vom ehemaligen StR Svihalek ein Entwurf vorgelegt wurde, worin das sehr genau geregelt wurde. Jetzt ist davon keine Rede mehr. Noch verwunderlicher ist, dass der Herr Landeshauptmann sich vor einigen Tagen dafür ausgesprochen hat, einen Hundeführerschein in Wien einzuführen, und dies im Gesetz jetzt nicht vorgesehen ist. Wie auch immer, wir wissen jetzt nicht, ob der Hundeführerschein kommt oder nicht. Vor allem werden hier die Menschen dieser Stadt in die Irre geführt.

In Erläuterungen zu diesem Gesetz ist bezüglich des Hundeführerscheins eine sehr lapidare Bemerkung vorgesehen, die eigentlich nicht nachvollziehbar ist, vor allem deshalb, weil auch der Österreichische Kynologenverband einen Hundeführerschein verlangt hat. Diese Begründung muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: Hier steht, dass die verpflichtende Festschreibung einer derartigen Maßnahme eine zu weit gehende Verrechtlichung und Überreglementierung darstellen und außerdem weit über die mit der gegenständlichen Novelle verfolgten Intentionen hinausgehen würde. - Was daran eine weit gehende Verrechtlichung oder Überreglementierung sein soll, wenn es in dieser Stadt einen Hundeführerschein gibt, ist mir nicht klar. Es ist eigentlich auch durch die Erläuterungen nicht nachvollziehbar, wie das begründet werden soll.

Herr StR Svihalek ist sicherlich kein inniger Freund der GRÜNEN gewesen und wird es wahrscheinlich auch in Zukunft nicht sein, aber er hat anscheinend mehr Mut und Courage gehabt, sich hier einzusetzen, vor allem für die Kinder dieser Stadt. Denn für sie besteht da wirklich eine Gefahr. Wir alle wissen, dass Hunde immer gefährlich werden können, wenn sie in einer Situation sind, in der sie sich bedrängt fühlen oder - wie auch der Vorfall vor einigen Wochen gezeigt hat - schlecht gehalten werden. 

All das könnte mit einem Hundeführerschein sehr wohl geregelt werden. Denn dieser Hundeführerschein könnte eine gute und fundierte Ausbildung für Hundehalter, aber auch für die Hunde bedeuten. In dieser Novelle ist aber nichts davon zu lesen. Wieder einmal haben die Kinder in dieser Stadt den Kürzeren gezogen und die HundehalterInnen oder der Lobby haben sich durchgesetzt. Das ist für uns nicht tragbar und wir werden diesem Gesetz sicher nicht zustimmen.

Zustimmen werden wir aber dem Antrag der ÖVP, der die Einführung des Hundeführscheins vorsieht. Wir hätten gehofft, dass es von Seiten der SPÖ dazu mehr Mut gegeben hätte.

Ein weiterer Punkt, der uns nicht glücklich macht, ist die fehlende Versicherungspflicht. Diese gibt es nicht und auch dafür findet sich in den Erläuterungen meiner Meinung nach eine eher fadenscheinige Begründung. Dort steht, dass darüber hinaus eine Versicherungspflicht für alle Hunderassen, wegen des nicht bei allen Hunderassen in gleichem Maße vorhandenen abstrakten Gefährdungspotenzials nicht geboten erscheint.

Wie das wirklich eine Begründung sein soll, ist mir nicht nachvollziehbar. Vor allem glaube ich nicht, dass das der wirkliche Grund ist. Denn wer die Versicherungsbranche kennt, weiß, dass sie in Versicherungsangelegenheiten sehr findig ist. Ich denke, es hätten sicherlich Möglichkeiten bestanden, eine Versicherung zu finden, die die HundehalterInnen finanziell nicht allzu sehr belastet. Es gibt ja auch kleine und große Autos, die unterschiedlich besteuert werden. Ich denke, das hätte man auch bei den Hunden so angehen können, statt sich davor zu drücken und sich in eine fadenscheinige Argumentation zu flüchten. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Zum Thema Hundesausbildung, die jetzt so gelobt worden ist, möchte ich Folgendes sagen. Ja, es gibt Verbesserungen, aber auch in dieser Hinsicht war Herr StR Svihalek ein bisschen fortschrittlicher und progressiver. Denn er hat für die Hundeausbildung zumindest vorgesehen, dass die Schutzhundeprüfungen I, II und III absolviert werden müssen. Jetzt hingegen reicht es, wenn man die Begleithundeprüfung II absolviert. Für uns ist das zu wenig. Denn es ist insbesondere die Ausbildung der HundehalterInnen und der Hund wichtig, wie wir vorhin auch in der Debatte über die Hundekot-Angelegenheit in dieser Stadt gehört haben. Es bedarf hier eines Umdenkens der HundehalterInnen. Dafür ist eine Schulung notwendig und das wird auch in den Hundeprüfungen gelehrt. So aber wird das nicht gemacht und wieder einmal geschieht da nicht sehr viel.

Ich möchte auch anmerken, dass bei den Hundeprüfungen sehr viel mit negativer Verstärkung in Richtung Hund gearbeitet wird, was meiner Meinung nach nicht sinnvoll ist und auch nicht dazu beiträgt, dass der Hund sich erziehen lässt oder in seiner Erziehung gestärkt wird. Besser wäre es, dort mit positiver Verstärkung zu arbeiten. Das heißt - für alle, die sich da nicht so gut auskennen -, den Hund zu belohnen, wenn er etwas gut gemacht hat, und ihn nicht zu bestrafen, wenn er etwas falsch gemacht hat. Denn das erhöht die Aggressivität und dann haben wir wieder das Problem der gefährlichen Hunde in dieser Stadt.

Nun zur elektronischen Kennzeichnung: Auch diese fehlt hier, und zwar mit der guten Begründung, dass die Novellierung in diesem Bereich an die Europäische Kommission geschickt wurde. Schön und gut - aber wäre es nicht möglich gewesen, dass wir diese Novellierung vorher gesehen hätten, damit wir gewusst hätten, was dort drinsteht?

Der Gemeinderat hätte dies vorher absegnen und die Europäische Kommission sich anschließend damit befassen können. Jetzt aber ist es so: Keiner weiß, was drinsteht, dann wird es retour kommen und wir werden feststellen, dass es wieder nicht das ist, was wir wollten, wahrscheinlich vor allem wieder nicht das, was StR Svihalek schon vorgelegt hatte. Ob das wirklich eine gangbare Methode ist, lasse ich dahingestellt. Aber wir wurden eben nicht eingebunden; der Gemeinderat, der Landtag wurde nicht eingebunden. Wir werden sehen, wie diese Novellierung aussehen wird.

Wir fragen uns da grundsätzlich, ob die Vorgangsweise, die hier gewählt worden ist, sinnvoll ist: jetzt eine Novellierung zu machen und dann, wenn die Novellierung bezüglich der Kennzeichnung der Hunde von der Europäischen Kommission zurückkommt, wieder eine Novellierung des Tierschutzgesetzes zu machen. Vielleicht kommt dann doch der Hundeführerschein und dann machen wir wieder eine Novellierung. Wir können uns gern jährlich mit dem Tierschutzgesetz befassen, wir sind für die Diskussion gern bereit. Aber ob das effizient ist, möchte ich dahingestellt lassen. Denn wirklich praktikabel ist diese Vorgangsweise nicht.

Wir werden, wie gesagt, diesem Entwurf zum Tierschutzgesetz nicht zustimmen. Wir hätten gehofft, dass die SPÖ in dieser Frage mehr Mut gezeigt hätte und vor allem den Hundeführerschein wirklich im Sinne der Kinder dieser Stadt angegangen wäre. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vor uns liegt eine Vorlage zu einem Gesetz, das sich mit einer großen Problematik beschäftigt, die oft mit einem Schmunzeln behandelt wird. Aber dieses Thema bewegt, glaube ich, trotz des Augenzwinkerns, das oft damit verbunden ist, doch sehr die Gemüter der Bürger und ist daher sehr ernstlich zu behandeln, besonders in dieser Debatte und in dieser Gesetzesvorlage. Eines möchte ich dabei betonen: Dieses Problem ist ein kommunales Problem. Es muss deshalb hier kommunal gelöst werden, weil es die Wienerinnen und Wiener sehr ernsthaft bewegt. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir wissen, dass ein solches Gesetz, wenn es sinnvoll sein soll, nicht vom Himmel fällt. So ein Gesetz erfordert politische Grundlagenarbeit, die dann in diese Gesetzesvorlage einfließen muss. Meine Damen und Herren, diese Grundlagen waren vorhanden, bevor dieser Gesetzesentwurf entstanden ist! Der Grund für das Vorhandensein dieser positiven Grundvoraussetzung ist das sachpolitische Engagement der Volkspartei, und hier vor allem des ehemaligen Abg Franz KARL, der uns allen bekannt ist und sich mit dieser Problematik wirklich sehr gut beschäftigt hat.

(In Richtung Abg Claudia Sommer-Smolik:) Frau Kollegin! Alles, was Sie StR Svihalek zugesprochen haben, ist von unserem Franz KARL gekommen. Er ist dabei ein richtiger Fachmann gewesen. (Abg Dr Alois Mayer: Welche Problematik?) Wir haben damals als Koalitionspartner unsere Vorschläge gesetzesfertig übergeben, Herr Kollege Mayer! Aber Sie haben als Mehrheitsfraktion diese Chance für einen guten Entwurf, für ein gutes Gesetz leider nicht genützt. (Beifall bei der ÖVP.) Sie haben aus unseren Vorschlägen ein zahnloses, lieblos zusammengeflicktes Alibi-Gesetz gemacht, meine Damen und Herren, und damit dem Zusammenleben von Haustieren und Menschen in dieser Stadt keinen guten Dienst erwiesen! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich frage mich, warum Sie eigentlich diese Chance nicht genützt haben. (Abg Johann Hatzl: Herr Klucsarits! Ich glaube, dass ich mit meinem Hund auch in Zukunft gut auskomme!) Von Ihnen glaube ich es, aber von allen anderen ... (Heiterkeit des Redners. - Beifall bei der ÖVP. - Abg Johann Hatzl: Ich komme mit meinem Hund auch künftig sicher gut aus!) 
Meine Damen und Herren! Abgesehen davon ist das Tierschutzgesetz, wie wir es sehen, ein wesentlicher Gradmesser dafür, wie man mit Tieren in dieser Stadt umgeht. Gerade der Umgang mit Tieren ist für uns von der ÖVP ein Gradmesser dafür, wie human ein Gemeinwesen eigentlich ist. Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einmal ausführen, warum wir diesem Gesetz eine so große Bedeutung zumessen. Insbesondere in einer Großstadt ist für das Haustier, soweit es sein Wohlbefinden betrifft, ganz allein der Mensch zuständig.

Eines möchte ich ebenfalls ansprechen, was uns allen bekannt ist, nämlich die Vereinsamung von älteren Menschen. Für sie sind Haustiere ganz besonders wichtig. Daher müssen wir Haustiere schützen und daher müssen wir ein Gesetz machen, das alldem gerecht wird. Aber dieser Gesetzesentwurf zeigt, dass sich die Mehrheitsfraktion dieses Hauses mit den wirklichen Problemen der Tierhaltung in einer Großstadt nur sehr mangelhaft beschäftigt hat. Das zeigt sich daran, dass die Mehrheitsfraktion zu einem Gesetz, das sie selbst vorschlägt, heute noch einen Abänderungsantrag einbringt. Wieso ist denn das notwendig, wenn Sie sich mit diesem Gesetz richtig beschäftigt haben? - Dann brauche ich doch keinen Abänderungsantrag! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Haben Sie gelesen, warum?)
Leider haben Sie jene politische Leitlinie vergessen, die wir in die Koalition eingebracht haben, nämlich eine Politik mit Perspektiven und Konzepten, die dazu geeignet sind, echte Lösung anzubieten, die den Leuten das Gefühl geben, man habe Volksvertreter gewählt, die sich um die Sorgen und Bedenken der Bürger kümmern. Aber ich werde Ihnen das recht sachlich auseinander setzen.

Gerade bei diesem Gesetz - ich habe es schon gesagt: das eindeutig eine Landessache ist - hätten Sie zeigen können, wie man auch schwierige Probleme löst. Aber leider haben Sie sich mit diesem Gesetz vor Entscheidungen gedrückt. In der Koalition war es eine beschlossene Sache, das Tierhaltegesetz so zu gestalten, dass für das Zusammenleben von Tier und Mensch in der Stadt die Rahmenbedingungen, die ein gedeihliches Zusammenleben zwischen Tier und Mensch ermöglichen, insbesondere auch durch dieses Gesetz gefördert werden. In diesem Sinn ist auch, so glaube ich, ein Tierschutzgesetz zu betrachten.

Aber zu Ihnen hat sich diese Ansicht noch nicht durchgesprochen. Sonst würden nicht entsprechende gesetzliche Festlegungen komplett fehlen. Vor allem diejenigen fehlen auf einmal wieder, über die es in der Koalition bereits einen Konsens gegeben hat. Das gilt beispielsweise für die verpflichtende Vorschreibung eines Hundehalteführerscheines. Die Frau Kollegin von den GRÜNEN hat bereits ausführlich gesagt, wie es mit gefährlichen Hunden ist. Da muss man auch hinzufügen, dass ein Hundeführerschein jedem zugute kommen würde: dem Tier, dem Halter und vor allem den Mitmenschen. Es würde sich so mancher überlegen, einen gefährlichen Hund zu haben, wenn er beweisen muss, dass er mit einem Tier umgehen kann. Das brauche ich ja nicht zu betonen: Das Tier ist nicht schuld, schuld ist der Halter! (Beifall bei der ÖVP.) 

Der nächste Punkt in der Fehlerliste, die ich Ihnen vorwerfe, ist, dass Sie sich in diesem Gesetz mit dem Hundekot nicht beschäftigt haben. Es gibt in Wien zwar eine Reinhalteverordnung, aber ich glaube, es wäre gut gewesen, wenn man auch in dieses Gesetz Bestimmungen aufgenommen hätte, durch die der Hundehalter verpflichtet wird, den Kot zu entfernen oder zumindest in den Rinnstein zu befördern. Solche Bestimmungen fehlen darin.

Was mir außerdem sehr fehlt, ist, dass es keine definitive Überwachung dieses Gesetzes gibt. Auch das haben wir in der Koalition gefordert, auch dazu hatten wir bereits einiges ausgemacht und auch das wurde schubladisiert. Es hat wieder einmal ein Koalitionsprojekt nicht stattgefunden. 

Ein weiterer Punkt in der Mängelliste betrifft - wie auch Sie, Frau Kollegin, gesagt haben - die Kennzeichnungspflicht der Hunde; die Chips, wie man sie nennt. Auch das wäre ein Riesenvorteil sowohl für das Tier als auch für den Halter. Die Ausrede, dass man erst auf die Notifizierung aus Brüssel warten muss, kann ich nicht gelten lassen. Dann hätten wir eben bis Jänner oder Februar gewartet und dann das Gesetz eingebracht! Dann hätten wir ein fertiges Gesetz eingebracht. Es kann doch nicht so sein, dass wir - wie Sie richtig gesagt haben - jetzt alle zwei, drei Monate eine Novellierung dieses Gesetzes einbringen.

Sie haben in das Gesetz auch die Definition der Ausbildungsstätte hineingeschrieben und hier haben Sie wiederum übertrieben. Der § 13c ist überbürokratisiert, dort wird zu viel hineingeschrieben. Das ist wiederum nicht notwendig. (Abg Dr Alois Mayer: … muss weggeräumt werden!)
Dass der Kontakt mit Tieren nicht nur für Kinder pädagogisch wertvoll, sondern auch für erwachsene Menschen und besonders Ältere sehr wichtig ist, habe ich bereits betont.

Noch etwas möchte ich hervorheben. Hunde haben eine sehr wichtige Funktion in der Behindertenbetreuung und in der allgemeinen Therapie. Ich weiß aus eigener Erfahrung, dass Hunde in der Altenbetreuung, in Heimen sehr willkommen und wirklich eine Hilfe sind. (Abg Christian Oxonitsch: Das ist aber auch ein besonderes Augenmerk gewesen! Das hat besonderes Augenmerk gehabt!)
Aus diesen Gründen sehen wir von der Volkspartei die Tierhaltung in der Stadt nicht nur aus hygienetechnischer Sicht, sondern wir anerkennen auch das legitime Recht des Bürgers auf die Haltung von Haustieren. 

Meine Damen und Herren! Wir alle wissen, nicht das Tier ist an den Problemen schuld, sondern es ist ganz allein der Tierhalter, der die Fehler macht. Von daher leiten wir unsere Einstellung zur Tierhaltung ab. Es müssen alle Voraussetzungen dafür stimmen, dass die Tierhaltung im Einklang mit den Anforderungen der Großstadt steht. Daher ist ja unsere Forderung, die Maulkorbpflicht bei Menschenansammlungen in das Gesetz aufzunehmen, wirklich eine gesetzliche Maßnahme, die wir gutheißen und befürworten. (Abg Johann Hatzl: Da werden wir alle recht lieb dreinschauen, wenn wir alle einen Maulkorb tragen!)
Deshalb stellen wir auch unsere weit gehenden Forderungen - die sich in Anträgen zu diesem Gesetz niederschlagen -, in denen der Ausbau der Hundezonen verlangt wird, und darüber hinaus eine entsprechende Überwachung der Bestimmungen, wie sie im Hundegesetz festgelegt sind, weil ohne diese das ganze Gesetz reines Papier bleibt.

Es gibt noch einige Fragen zu klären. Bei aller Bekenntnis zur Tierliebe, zum Zusammenleben zwischen Tier und Mensch ist in Wien doch die Taubenplage eine echte Plage geworden. Auch hier fehlt mir etwas in dem Gesetz. Kollege Maresch, jetzt zitiere ich Sie; ich sage Ihnen das, obwohl Sie es mir nicht gesagt haben, wie Sie mich in Liesing zitiert haben. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ich habe aber nachgelesen!) Sie haben eine sehr gute Anfrage gestellt, bei der herausgekommen ist, dass es in Wien 200 000 bis 300 000 Tauben gibt. Sie haben den Vorschlag des Basler Modells gebracht, aber da steht überhaupt nichts drin. Wir glauben, dass auch hier etwas getan werden muss.

Oder denken wir daran, dass es in Wien offiziell 47 000 Hunde gibt. Wenn man aber einem Hochglanz-Magazin glauben darf, dann wären es 140 000 Hunde, die hier in Wien leben. Sie leben aber nicht alle illegal hier, sondern es gibt auch Zweitwohnungshunde, wenn ich sie so nennen darf. Denn die niederösterreichischen Zweitwohnungsbesitzer aus Wien melden ihre Hunde in Niederösterreich an. Warum? - Weil dort die Hundesteuer die Hälfte beträgt! So darf es meiner Ansicht nach auch nicht sein und da müssen wir uns einigen. Ich finde das nämlich nicht richtig, dass der Mensch seinen Hauptwohnsitz in Wien hat, aber der Hund in Niederösterreich wohnt und Gast in Wien ist, weil das billiger kommt. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber nun wieder zu etwas Ernsterem. - Schon aus den entsprechenden Zahlen geht hervor, wie wichtig ein solches Hundegesetz ist. Allein in den Jahren 1996 bis 2000 begaben sich über 3 000 Menschen wegen Hundebissverletzungen in Behandlung. Daher ist Handlungsbedarf im Hinblick auf ein neues Gesetz gegeben.

Zum Abschluss ein Wort zu Ihrer Haltung in der Frage des Tierschutzes: Beschließen Sie ein Gesetz, welches wirklich dieses Wort verdient! Denn sonst wäre es vielleicht besser, wenn der Tierschutz Bundessache wäre. (Abg Dr Alois Mayer: Ja! Red mit deinen Parteifreunden!) Ich möchte daher für meinen Kollegen Robert Parzer und mich folgenden Beschlussantrag einbringen:

"Der Landtag wolle beschließen: 

Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, dass anlässlich der nächsten Novellierung des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes betreffend die Chip-Kennzeichnungspflicht auch die Verpflichtung zum Erwerb eines Hundeführerscheines für die Besitzer gefährlicher Hunderassen gesetzlich verankert wird. Weiters soll durch entsprechende Landesrechte die Pflicht von Hundebesitzern verankert werden, den von ihren Hunden auf öffentlichen Gehwegen und Plätzen hinterlassenen Hundekot selbst zu entsorgen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Es ist sehr viel Negatives über den vorliegenden Entwurf gesagt worden. Dennoch meine ich, er enthält einige begrüßenswerte Änderungen. Ich halte es für durchaus zweckmäßig, dass wir mit diesen Änderungen - insbesondere der Maulkorbverpflichtung an stark frequentierten Orten - nicht warten, bis die Entscheidung der Europäischen Kommission gefallen ist. Denn was immer in diesem halben oder drei viertel Jahr passieren mag, jede Bissverletzung, die an einem öffentlichen Ort stattfindet, wird man sonst zum Vorwurf machen und sagen: Hätten wir diese Regelung doch vorher beschlossen!

Dennoch kennen Sie meine Kritik: Zusätzliche Vorschriften bedingen zusätzliche Kontrollen. So gut diese neue Vorschrift ist, hilft sie nichts, wenn sie dann nicht auch kontrolliert wird. Eine ausreichende und zufrieden stellende Überwachung durch die Polizei hat, wie wir alle wissen, in den letzten Jahren in diesem Bereich nicht wirklich stattgefunden. Bei jeder Sitzung von Hundekommissionen und so weiter, bei jedem Gespräch auch mit hochrangigen Vertretern der Wiener Polizei wird seit Jahren darauf hingewiesen, dass die Polizei dafür zu wenig Personalressourcen hat.

Daher halte ich diese Begründung in den Erläuterungen geradezu für eine Verhöhnung, in der es heißt: "Weiters wird sich das mit einer Intensivierung der Überwachungstätigkeit verbundene Arbeitsvolumen auf alle im Außendienst stehenden Sicherheitswachebeamten verteilen, sodass diese Maßnahme für den Einzelnen kaum eine nennenswerte Mehrarbeit darstellen wird, zumal die Wahrnehmung allfälliger Gesetzesübertretungen an sich noch keine Tätigkeitsausweitung darstellt, sondern eine Neugewichtung von Prioritäten, und auch nicht immer zu Mehraufwand verursachenden Handlungen führen wird."

Erstens einmal ist es zwar richtig, dass das Beobachten eines Fehlverhaltens an sich keine Mehrarbeit ist. Aber eine Feststellung würde doch, so möchte ich meinen, eine Amtshandlung bedingen, und eine Amtshandlung ist auf jeden Fall eine Mehrarbeit! Oder was soll in der Begründung diese Prioritäten-Neugewichtung bedeuten? Was wird künftig von der Polizei nicht mehr wahrgenommen werden, weil sie dann die Aufgabe dieser Überwachung wahrnimmt? - Das kann man sicherlich nicht so im Raum stehen lassen.

Wohlgemerkt, wir Freiheitliche wissen, dass eine Vielzahl von Hundehaltern korrekt vorgehen: ihre Hunde an die Leine nehmen; den Maulkorb anlegen; dort, wo es vorgeschrieben ist, darauf achten, wo der Hund sein Häufchen macht, und wenn der Kot auf den falschen Platz gesetzt worden ist, ihn dort auch entfernen. Aber leider Gottes - und das wissen wir - gibt es auch hier eine Reihe von "schwarzen Schafen": Hundehalter, die selten eine Leine verwenden und zulassen, dass der Hund ohne Leine und ohne Beißkorb über Spielplätze läuft, die auch zulassen, dass der Hund in Sandkisten oder auf Gehwege macht und den Kot dort nicht beseitigen. Von solchen Hundehaltern geht Gefahr für Leib und Leben und für die Gesundheit aus, insbesondere auch der Kinder.

Frau Kollegin FRANK hat mir von einem Kurzaufenthalt in New York ein Foto mitgebracht. Sie hat eine Tafel fotografiert, die an einem Gitter zu einer Parkanlage angebracht war und den Text trug: "If you are not responsible enough to clean up after your dog, you don't deserve to own one."

Es ist daher notwendig, die wenigen "schwarzen Schafe" unter den Hundehaltern dazu zu bringen, sich auch ihrer Verantwortung bewusst zu werden. Manchmal bedarf es dazu der Nachhilfe der Obrigkeit, der Kontrolle und im schlimmsten Fall, wenn Belehrungen nicht helfen, auch der Strafe.

So gut Änderungen auch gemeint sind: solange die Rahmenbedingungen für eine ausreichende Kontrolle nicht verbessert werden, helfen sie nichts. Frau Stadträtin, ich hoffe sehr, dass Ihre Gespräche mit der Polizeidirektion, die Sie angekündigt haben, Erfolg zeigen werden. Andernfalls ist es hoch an der Zeit, dass sich die Stadtregierung Alternativen, nämlich andere Maßnahmen, dafür überlegt, wie man die Hundehalter besser kontrolliert und die Einhaltung der Bestimmungen exekutiert.

Selbstverständlich wäre es auch uns lieber gewesen, wenn wir schon jetzt einen Hundeführerschein hätten beschließen können. Ich war hoffnungsfroh, wie ich gehört habe, dass der Herr Landeshauptmann sich dafür ausspricht und wir eventuell noch für diese Sitzung mit einem Änderungsantrag rechnen können. Aber ich gebe die Hoffnung nicht auf, vielleicht wird sich die SPÖ bis zur nächsten Tierschutzgesetzänderung dazu durchringen können.

Wir sind auch der Meinung, dass es unumgänglich ist, andere Rahmenbedingungen wie zum Beispiel mehr Hundeauslaufzonen zu schaffen. Denn selbstverständlich brauchen Hunde auch ein freies Laufen ohne Leine und ohne Beißkorb, um sich austoben zu können. Das entspricht ganz einfach ihrem Naturell und das hat eine Stadt wie Wien auch zu bieten. Andererseits braucht es auch Hundeverbotszonen, in denen Kleinkinder ungefährdet spielen können, ohne sich vor Hunden fürchten zu müssen.

Ein Weiteres wäre - und darauf sollten wir verstärkt achten -, Hundeklos zu schaffen. Das können auch ganz kleinräumige sein, kleine Bereiche im Gulli, sozusagen bei Kanaleinläufen, bei denen man mit einem Piktogramm darauf hinweist: Hier darf der Hund, hier wird dann besonders gereinigt. - Da besteht sicherlich noch Handlungsbedarf.

In der neuen Regelung, wonach Hunde an öffentlichen Orten, an denen üblicherweise größere Menschenansammlungen stattfinden, jedenfalls mit einem Maulkorb versehen sein müssen - das habe ich schon eingangs gesagt -, erblicken wir Freiheitliche eine Verbesserung der Sicherheit. Wir sind froh, dass das jetzt auch beschlossen wird.

Aber wir sehen in der Form, wie es jetzt vorgesehen ist, eine Ungleichbehandlung von Blindenführhunden, die unserer Meinung nach behoben werden sollte. Wir meinen, Blindenhunde haben eine sehr gute und umfangreiche Ausbildung, sie haben eine sehr hohe Belastbarkeit und werden auch unter großen Stresssituationen sicherlich nicht gleich beißen. Sie werden meistens ohnehin an der kurzen Leine gehalten. Wir sehen keinen Unterschied eines Blindenführhunds zu einem Partnerhund.

Sehr geehrte Damen und Herren, uns Freiheitlichen ist es ein wichtiges Anliegen, unseren sehbehinderten und vollblinden Mitmenschen wenigstens in dieser Sache eine Erschwernis zu ersparen.

Wir bringen daher einen Abänderungsantrag ein:

"Für Blindenführhunde ist keine Ausnahme im § 13 Abs. 3a des Tierhaltegesetzes vorgesehen. Blindenführhunde werden während ihrer bestimmungsgemäßen Verwendung ohnehin immer an der Leine geführt. Von einer Maulkorbverpflichtung gemäß § 13 Abs. 3a könnte aber Abstand genommen werden, da es sich bei Blindenführhunden um speziell ausgebildete Hunde mit einem extrem hohen Belastungspotenzial handelt, die auch in Stresssituationen nicht bissgefährlich reagieren. Sie sollten daher mit Rettungstherapie- und Diensthunden gleichgestellt werden. 

Die gefertigten Landtagsabgeordneten stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern folgenden Abänderungsantrag:

Der Wiener Landtag möge beschließen: Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz geändert wird, wird wie folgt geändert:

Artikel I Z 10 § 13 Abs. 5: Der Maulkorb- oder Leinenzwang im Sinne des Abs. 1 bis 3a gilt nicht für Rettungs-, Therapie-, Blindenführ- und Diensthunde gemäß § 10 des Waffengebrauchsgesetzes während ihrer bestimmungsgemäßen Verwendung (Einsatz)."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr Mayer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es wurde heute bereits gesagt, nicht das Tier, sondern der Tierhalter ist schuld. Dieser Meinung schließen wir uns vollinhaltlich an. Darum haben wir unter den gegebenen Umständen das bestmögliche Tierschutz- und Tierhaltegesetz heute diesem Hause vorgelegt. 

Dass Sie bei vielen Dingen nicht einverstanden sind, verstehe ich aus Ihrer Warte, aus Ihrer Sicht. Es ist ganz einfach viel drinnen, wo man anderer Meinung sein könnte. Allerdings würden die meisten Punkte, die Sie angesprochen haben, durch ein bundeseinheitliches Tierschutz- und Tierhaltegesetz zu regeln sein und da wären eigentlich die Oppositionsparteien ÖVP und Freiheitliche aufgerufen, auf ihre Parteikollegen im Parlament einzuwirken, dass endlich so etwas zustande kommt.

Es ist doch so, dass dieses Gesetz, das wir heute beschließen werden, ein umfassendes Gesetz ist, das sich von der Heimtier- über die Haustierhaltung bis zur Wildtierhaltung und Zoos mit sämtlichen Belangen der Tierhaltung beschäftigt, jedoch wurde es - wie so oft - auf die Hundehaltung und auf die althergebrachten Forderungen reduziert, die teilweise schon oft hier diskutiert wurden. 

Ich möchte dabei auf ein paar Dinge eingehen:

Hundeführerschein: Grundsätzlich sollte man einen Hundeführerschein bejahen, nur so einfach, wie es hier dargestellt ist, ist es wohl nicht. Ein Hundeführerschein bedingt eine Ausbildung, dass jemand einen Hund führen darf. Das heißt, der Hundebesitzer macht die Ausbildung und darf seinen Hund führen. Frage: Darf ihn die Tochter führen? Darf ihn der Freund führen? Darf jemand, wenn der Hundebesitzer krank ist, mit dem Hund Gassi gehen oder nicht? - Das heißt, der Hund ist zwar ausgebildet, aber die Person am anderen Ende der Leine ist es dann unter Umständen doch nicht? Oder versteht man den Hundeführerschein so, dass es eine Ausbildungspflicht für den Hund sein sollte? 

Das unterstützen wir natürlich. Wir haben hier auch Maßnahmen gesetzt, indem man zum Beispiel - was viele nicht wissen -, nachdem man einen Kurs absolviert hat, für ein Jahr die Hundesteuer erlassen bekommt. Das heißt, geht man in einen Kurs des Kynologenverbands - sprich eines anerkannten Vereins -, entsprechen diese 600 S exakt der Kursgebühr und es kostet dann nur Zeit.

Der Faktor Zeit ist, glaube ich, ein wesentlicher, den man bedenken sollte, bevor man einen Hund anschafft. Daher sind wir für Aufklärung, bevor man einen Hund anschafft, dass die Leute wissen, was auf sie zukommt, dass sie den Umgang mit einem Hund erlernen, dass sie den Hund ausbilden und dass sie sich vor allem die Zeit nehmen, die ein Lebewesen braucht. 

Wesentlich ist vom Kollegen Klucsarits angesprochen worden, dass es sehr viele Hunde in dieser Stadt gibt, die nicht gemeldet sind. Das ist für uns natürlich ein großes Problem, jene Leute, die die Hunde überhaupt nicht anmelden beziehungsweise so genannte Gasthunde in Wien, die formal irgendwo ein anderes Zuhause haben, das sie zwar nicht kennen, wo aber die Hundesteuer einbezahlt wird. Das lässt sich nur so regeln, dass man bundeseinheitlich eine Regelung trifft. Denn was soll die Stadt Wien tun, um das zu eruieren? Welche Mittel und Wege hätte sie dann, wenn sie festgestellt hat, dass der Hund in Mödling oder in Purkersdorf oder in irgendeiner Ortschaft im Burgenland gemeldet ist und dort auch noch als Wachhund geführt wird? - Die Steuer entgeht uns, wobei - um auf das Lieblingsthema der ÖVP zurückzukommen - der Hundekot uns natürlich bleibt. Aber vielleicht wäre es möglich, dass die ÖVP auf den Bund einwirkt, dass im Zuge eines Finanzausgleichs ein gerechter Teil zu uns zurückkommt, da wir sozusagen die Tatsachen am Gehsteig liegen haben. 

Wir sollten allerdings auch bedenken, dass eine Versicherungspflicht eine Sache wäre, die bundesweit zu regeln ist. Denn was nützt es, wenn die Wiener Hunde versichert sind? Was ist mit den Gasthunden, die hier ihr Domizil haben, aber nicht hier gemeldet sind? Was ist mit jenen Hunden, die mit ihrem Frauchen oder Herrchen aus Tirol oder von sonst irgendwo wirklich auf Besuch kommen? Wie würde das geregelt sein, wenn die Versicherungspflicht nur auf Wien zutreffen würde?

Natürlich hat der Hund ein wesentliches soziales Aufgabengebiet abgedeckt, wie bereits gesagt, also bei älteren Menschen, aber auch bei Kindern. Auch da, würde ich sagen, wird ein Hundeführerschein problematisch. Wie soll eine 90‑jährige Frau einen Hundeführerschein machen, die sich aus Therapiezwecken einen Hund angeschafft hat und mit dem natürlich auch spazieren geht? 

Ich glaube, ganz wesentlich ist, dass wir hier festgehalten haben, wer einen Hund ausbilden darf. Die Hundeausbildung ist erstmals in einem Bundesland geregelt, indem wir vorschreiben, wer einen Hund ausbilden darf.

Ich glaube, ein kleiner Irrtum war bei der Wortmeldung des Ausbildungsstands, den ein Hund haben soll, denn da wurde in Abrede gestellt, dass eine Begleithundeprüfung I und II ausreichen könnte. Es wurde hier - ich nehme an, es war ein Irrtum - die SchH I, II und III verlangt. Eine Schutzhundeprüfung III zu verlangen, dass ein Hund als Begleithund akzeptiert wird, würde ich doch als ein bisschen übertrieben ansehen, wenngleich ich auch weiß, dass es ein Sportschutz ist, aber immerhin wird bei Schutzhundeprüfung III der Hund doch trainiert, um zumindest auf den Handschuh des Figuranten loszugehen. Ich würde meinen, dass es im täglichen Gebrauch eines Hundes nicht notwendig ist, dass ein Hund so ausgebildet sein soll. Ich nehme an, dass es nur eine Verwechslung der Ausdrücke war.

Das Gesetz als solches beschränkt sich aber - wie gesagt - nicht nur auf die Hundeausbildung, wenngleich dies auch im Mittelpunkt gestanden ist, sondern ist umfassend. Es ist das bestmögliche Gesetz, das wir Ihnen unter den gegebenen Umständen vorlegen können. Richtigerweise ist auch gesagt worden, es ist besser, eine Novellierung herbeizuführen, aber jetzt verschiedene Dinge zu regeln, wie zum Beispiel natürlich auch die Beißkorb- und Leinenpflicht an öffentlichen Plätzen und bei Menschenansammlungen.

Allerdings möchte ich zu diesem Teil einen Abänderungsantrag einbringen, nämlich:

"Hunde müssen auf öffentlichen Orten, an denen üblicherweise größere Menschenansammlungen stattfinden, jedenfalls mit einem Maulkorb versehen sein. Dies gilt jedoch nicht für Orte, an denen Veranstaltungen mit Hunden stattfinden."

Es wäre, glaube ich, nicht sinngemäß dem Gesetz entsprechend, wenn auf einem Abrichteplatz, bei einem Turnier oder auch bei Hundeausstellungen die Hunde mit Maulkorb und Beißkorb versehen wären. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem Gesetz, denn ich glaube, der Tierschutz sollte uns allen wirklich ein Anliegen sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich melde mich eigentlich nur zum Wort, weil ich Mitglied dieses Arbeitskreises war, den Herr StR Svihalek damals einberufen hat und weil ich mich so gut an die Werdungsgeschichte des Ganzen erinnern kann. 

Ich meine, im Grunde genommen war es so, es sind Vorfälle mit großen Hunden passiert, die Kinder gebissen haben, die Kinder schwer verletzt haben, und dann war dieser schreckliche Vorfall in Hamburg, wo ein Rottweiler ein Kind getötet hat. Das war dann der Anlass zu einer in meinen Augen in großen Teilen merkwürdigen - unter Anführungszeichen - "Kampfhundedebatte", wo man sich dann wieder irgendwie geeinigt hat, man will von diesem Begriff wieder wegkommen. Das war auch ein Anlass dafür, dass Herr StR Svihalek diesen Arbeitskreis einberufen hat. 

Das erste 100‑prozentig Merkwürdige an diesem Arbeitskreis war von Anbeginn, dass neben den Politikern und den Juristen ausschließlich Fachleute drinnen saßen, die die Hundeinteressen beziehungsweise vielmehr noch die Interessen der Hundehalter vertreten haben. In diesem Arbeitskreis war niemand, wirklich keine einzige Person, außer Politiker haben den Part übernommen, aber es war unter den Fachleuten keine einzige Person, die die Interessen der Kinder vertreten hätte. Die waren überhaupt nicht existent. Das war das erste Auffallende an diesem Arbeitskreis, was noch nicht heißt, dass nichts herauskommen kann. Er hat einige Male tatsächlich getagt, aber das erste wirklich Kritikwürdige ist, keine Fachleute, die die Kinder vertreten haben. Das heißt, von einem Interessenausgleich konnte überhaupt nicht die Rede sein, weil nur ein Interesse vertreten war und dieses eine Interesse geheißen hat, die Tierhalter haben immer Recht und die Hunde sollen alles tun können, was ein Hund so tun will. Das war einmal der Arbeitskreis. 

Dann gab es einen Stadtrat, der einen gewissen Mut gehabt hat, der gesagt hat, man muss in einer Stadt dafür sorgen, dass Spielregeln aufgestellt werden, die auch für die Kinder verträglich sind, sich auch an Kindern und an Menschen orientieren und nicht nur, dass der Hund machen kann, was er will. Damit war er aber dort auf weiter Flur vollkommen allein.

Im Grunde genommen hat es mich die ganze Zeit interessiert, was eigentlich die SPÖ dazu denkt. Heute stelle ich fest, dass Herr Abg Hufnagl, der Mitglied in dem Arbeitskreis war und weiß, was alles an Vorschlägen gekommen ist und die ganzen Stellungnahmen kennt, hier nicht zum Wort gemeldet ist, sondern der Herr Dr Mayer, der natürlich eine undankbare Aufgabe hat, weil er nicht in dem Arbeitskreis gesessen ist und dann hier reden soll. (Abg Dr Alois Mayer: Ich war in dem Arbeitskreis!) Sie waren dabei? Dann wundert mich aber Ihre Wortmeldung noch viel mehr, weil heute haben Sie gesagt - ich habe es mitgeschrieben -, das ist das bestmögliche Gesetz unter den gegebenen Umständen! Das haben Sie gesagt! (Abg Dr Alois Mayer: Ja!) Das ist das Eine.

Und beim Hundeführerschein haben Sie zu erkennen gegeben, dass Sie eigentlich nicht genau wissen, wer ausgebildet werden soll, die Hunde oder die Menschen oder wie das ist, und das sind alles viele offene Fragen und ist ganz schwierig. 

Das ist aber nicht so! Wir haben wirklich sehr deutlich und lange und sehr genau darüber geredet. Jetzt sage ich Ihnen, was meine Meinung darüber ist. Deswegen habe ich mich heute gemeldet, was meine Meinung darüber ist, was eigentlich passiert ist. (Abg Dr Alois Mayer: Ich bin gespannt!) Ganz viele Hundehalter haben sich bei dieser Diskussion vehement zu Wort gemeldet. Wahrscheinlich haben Sie so viele Mails erhalten wie ich und andere Menschen, die sich öffentlich zu Wort gemeldet haben. Wir haben viele Mails von Bürgerinnen und Bürgern mit Hunden erhalten, wo zumindest diejenigen, die ich bekommen habe, einen etwas merkwürdigen Charakter gehabt haben. Ich habe mindestens drei Mails erhalten, wo man mir angedroht hat, wenn ich so weitermache, wird der Hund in Aktion gesetzt. Das waren schon sehr eindeutige Mails und viele Leute, die sich zu Wort gemeldet haben. Das ist das Eine, was passiert ist. Da hat dann der Mut gefehlt.

Das Nächste, was passiert ist: Eines Tages gehe ich in die Tabak-Trafik. Was sehe ich dort liegen? - Das kleine Blatt, die "Kronen Zeitung", und auf dem Titelbild den Bürgermeister mit Schäferhund für die Aktion "Pro Hund". An dem Tag habe ich gewusst, Schluss ist mit jeglicher Debatte darüber, was möglicherweise vernünftig für Wien ist, jetzt kommt der große Umfaller und jetzt macht die "Kronen Zeitung" Politik und nicht mehr die SPÖ. Ab dem Tag hat die "Kronen Zeitung" eindeutig gezeigt und vorgeführt, wo es langgeht und Politik gemacht. Da können wir uns ganz viel Arbeit ersparen, wenn wir also der Meinung sind, dass die Politik nicht mehr dazu aufgerufen ist, zu gestalten, sondern dass der Populismus die eigentliche Kraft ist und die "Kronen Zeitung" bestimmt, wo es langgeht. Na, gute Nacht, Landtag! 

Ich möchte noch einige wenige Sachen anführen, die mir wichtig sind. Da gibt es zum Beispiel eine Untersuchung in Deutschland, wo man genau geschaut, Buch geführt und festgestellt hat, welche Fälle es eigentlich im Laufe eines Jahres gibt, wo Hunde zubeißen und aggressiv werden und worauf dies zurückzuführen ist. Da hat man festgestellt, dass 26 Prozent der begutachteten Fälle auf mangelndes Wissen über das Hundeverhalten und mangelnde Aufsicht zurückgehen, also eindeutig der Hundehalter oder die Hundehalterin schuld ist und wo man etwas gegen diese Hundehalter tun müsste. Da wäre zum Beispiel der Führerschein ein absolut geeignetes Instrument, wenn man verlangt, dass ein Mensch, der mit einem Hund auf der Straße geht, auch etwas über Hundeverhalten und über die speziellen Hunde weiß. 20 Prozent gehen auf grob tierschutzwidrige Haltung zurück und 15 Prozent sind das, was man als Restgefahr einordnet. 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel. Da ist ein Vater mit seinem Sohn und einem großen Hund auf der Straße gegangen und eine gute Bekannte entgegengekommen, diesen Hund offensichtlich nicht kennend. Sie ist mit ausgestreckten Armen und laut lachend auf das Kind zugegangen. Der Hund hat das falsch decodiert, hat geglaubt, das Kind ist gefährdet und ist auf diese Frau losgegangen. Das hätte der Hundehalter zumindest wissen und den Hund ganz kurz halten müssen. Auch dabei geht es wieder um eine Sache, die ich mit dem Hundeführerschein durchaus in den Griff bekommen kann. 

12 Prozent gehen auf absolute Ahnungslosigkeit zurück. Das sind Leute, die sich einen Hund aus einem Tierschutzhaus holen, wo kein Mensch die Vorgeschichte von dem Hund kennt. Man nimmt den riesigen Hund mit nach Hause, das Kind bleibt gleich alleine mit dem Hund in einem Raum und der Hund fällt über das Kind her und so weiter. Das ist blanker Wahnsinn, der sich da in 12 Prozent der Fälle austobt. 

9 Prozent der Fälle weisen auf eine Vorgeschichte nach harter Ausbildung hin. Das sind Hunde, die mit Elektroschocks behandelt und so hart ausgebildet werden, dass sie einen Schaden davontragen.

Dann gibt es noch alle möglichen größeren und kleineren Geschichten und nur ungefähr 3 Prozent gehen auf eher junge Männer zurück, die szenebeheimatet im Milieu leben und ein Imponiergehabe haben, das sich auch auf den Hund überträgt und wo der Hund dazu dressiert wird und so weiter und so fort. Das sind nur 3 Prozent, aber der viel größere Prozentsatz geht darauf zurück, dass Hundehalter einfach nicht wissen, was sie tun sollen und was sie zu tun haben. Deshalb ist dieser Hundeführerschein absolut unentbehrlich. 

Nachdem Sie, Herr Dr Mayer, in diesem Arbeitskreis waren - entschuldigen Sie, dass ich mich daran nicht mehr erinnern konnte, aber wir haben dort wahrscheinlich keine lebhafte Diskussion miteinander geführt (Abg Dr Alois Mayer: Ich bin eben unscheinbar!) -, ist Ihnen sicher auch bekannt, dass diese ganzen Organisationen und Personen, die auch die Hundehalter vertreten haben, sehr wohl ganz konkrete Vorschläge gemacht haben, die uns allen vorliegen. Zumindest die hätte man umsetzen können, weil die stoßen bei den Organisationen nicht auf Widerstand. Also wäre der Mindestansatz gewesen, dass man das, was unter der Leitung von Vier Pfoten in einer Pressekonferenz vorgestellt wurde, umsetzt, denn da waren alle Experten dabei.

Sie haben sich, glaube ich, noch einmal zum Wort gemeldet. Vielleicht können Sie mir nur erklären, warum man nicht zumindest jene Vorschläge, die diese Herrschaften, die sehr eindeutig die Interessen der Hundehalter vertreten haben, in das Gesetz hineingenommen hat, außer dort, wo es EU-gemäß halt nicht gegangen ist. Da waren zum Beispiel der Hundeführerschein, die Sachkundeausbildung für den Hundehalter und eine Überprüfung der Mensch-Hund-Beziehung nach einer gewissen Lebenszeit des Hundes und so weiter. Das war alles darin, ist alles da gewesen, auch die Führung eines zentralen Registers und die Dokumentation der Weitergabe und so weiter. Das heißt, selbst die Fachleute, die explizit nur die Interessen der Hundehalter vertreten haben, gehen weiter, als dieses Landesgesetz und der Wiener Landtag. Das verstehe ich nicht. Das hätte ich gern erklärt bekommen. 

Ich komme zum Abschluss und möchte nur noch eines feststellen: Es gibt eine Menge Gesetze, die bei der Hundehaltung zur Anwendung kommen: die Straßenverkehrsordnung, das Tierschutz- und Tierhaltegesetz, die Reinhalteverordnung, die Grünanlagenverordnung, das Hundeabgabegesetz, die Marktordnung und die Friedhofsverordnung. Die gibt es alle, sie werden nur nicht exekutiert. Das ist das einzige kleine Problem. Wien ist eine Stadt, die die Probleme, die es mit Hunden, mit Hundehaltern und mit dem Hundekot hat, nicht in den Griff bekommt, einfach deswegen, weil all diese Gesetze nicht kontrolliert werden. Wir haben dort auch einen Herrn von der Polizei sitzen gehabt, der uns klipp und klar gesagt hat, sie wissen schon, dass sie zuständig sind, aber im Grunde genommen exekutieren sie es halt nicht. Der Herr hat auch ein gutes Argument hinzugefügt, nämlich er möchte nicht, und seine Beamten schon gar nicht, am nächsten Tag in der "Kronen Zeitung" stehen. Da war sie wieder die "Kronen Zeitung". Das hat er explizit dort gesagt. Das kann doch nicht sein, dass sich eine ganze Stadt vor lauter Angst vor der "Kronen Zeitung" weder dazu aufraffen kann, ein gescheites Gesetz in Bezug auf die Hundehalter zu machen, noch die vorhandenen Gesetze zu exekutieren! So feig dürfen wir nicht sein! 

Deswegen, meine Damen und Herren, stimmen wir dem natürlich nicht zu, was meine Kollegin schon gesagt hat. Ich denke mir, mehr Mut und mehr Sachlichkeit wären schon sehr angebracht! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Tierschutzgesetz in der vorliegenden Fassung ist ein sehr gutes Gesetz. Ich nehme das Thema "Tierschutz" sehr ernst. Es reicht mir nicht, über Hunde zu diskutieren. Hier geht es um einen umfassenden Tierschutz, hier geht es um strenge Regelungen gegen Tierquälerei, hier geht es um strenge Regelungen für Zoos - beispielhaft ist der Schönbrunner Tiergarten - und um Hundeausbildung auf Höchstniveau. All das regelt dieses neue Gesetz. 

Natürlich wäre es mir lieber gewesen, sofort den Hundechip einzuführen, denn die Chipregelung ist eine vernünftige, nicht nur wenn Hunde verloren gehen, damit man sie schneller findet, sondern auch zur Eintragung von Krankheiten, aber selbstverständlich sind auch hier die entsprechenden Regelungen der EU zu beachten. Mir war es wichtiger, für die Sicherheit der Kinder zu sorgen, dieses Gesetz sofort einzubringen und dann in einer zweiten Novelle den Chip einzuführen. Hierzu haben wir bereits im Jänner zu einem Expertengespräch eingeladen. Diese Chipregelung wird es im Frühjahr geben.

Zur Überwachung noch einmal ein Wort: Die Bundespolizei hat diese Verantwortung zu übernehmen. Umso bedauerlicher ist es, dass hier massive Kürzungen seitens der Bundesregierung durchgeführt werden und somit diese Kontrollen nicht in einem massiven Ausmaß durchgeführt werden können. (Abg Dr Matthias Tschirf: Haha! Das ist ja wirklich ein Witz! Nein, das ist wirklich ein Witz!) 

Ein Gesetz über den Tierschutz - das ist mir besonders wichtig - muss sich dynamisch verändern können. Hier müssen die entsprechenden Anpassungen durchgeführt werden können. (Abg Dr Matthias Tschirf: Jetzt wird noch behauptet, dass der Polizeihund zu wenig Futter bekommt!) Alles kann noch besser werden. Dieses Tierschutzgesetz ist mir wichtig. Das ist auch meine Aufgabe und daher werden wir sicherlich in einer nächsten Novelle den Chip regeln und weitere Forderungen an die Hundeausbildung stellen. 

Zu den Hundezonen: Hier sei daran zu erinnern, es gibt 800 000 Quadratmeter Hundezonen in Wien. Schlechte Erfahrungen haben wir mit den Hundetoiletten gemacht. Diese kosten 52 000 S pro Stück und werden kaum genützt. Noch einmal eine Erinnerung: Auf Kinderspielplätzen und in Sandkisten gibt es bereits ein absolutes Hundeverbot. Das gilt es natürlich zu überwachen. Daher habe ich gemeinsam mit dem Rektor der Veterinärmedizinischen Fakultät beschlossen, eine Aufklärungskampagne durchzuführen. Zur Stunde läuft derzeit eine Aufklärungshotline an der Veterinärmedizinischen Universität. Hier kann sich jeder über Tiere, über den Tierkauf, über Hunde informieren. Das ist besonders wichtig in Zeiten, wo vor Weihnachten sicherlich mehr Tiere gekauft werden. 

Natürlich wäre es besser, nur dann Haustiere, im Besonderen Hunde, zu halten, wenn man auch den nötigen Auslauf für diese Tiere hat. Das geht aber nicht und das will ich auch nicht, denn die Hunde spielen nun einmal eine sehr soziale Rolle in unserem täglichen Leben. Die Kinder lernen damit ein Verantwortungsbewusstsein, die Kinder lernen, Rechte und Pflichten für ein Tier zu übernehmen. 

Tiere müssen auch artgerecht gehalten werden und daher ist dieses Tierschutzgesetz in der vorliegenden Fassung ein sehr gutes. Wichtiger wäre es natürlich, auch auf Bundesebene ein einheitliches Tierschutzgesetz umzusetzen, weil es kann nicht sein, dass in Wien ein sehr strenges Gesetz vorliegt und in anderen Bundesländern entsprechende Regelungen noch fehlen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bringe zuerst die zwei Abänderungsanträge zur Abstimmung, und zwar in der Reihenfolge, wie sie eingelangt sind. 

Der Erste eingelangte ist der Abänderungsantrag der freiheitlichen Abgeordneten Brigitte Reinberger und Heinz Christian Strache und betrifft § 13 Abs. 5. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Abänderungsantrag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Dieser Abänderungsantrag ist einstimmig angenommen. 

Der zweite Abänderungsantrag ist von Herrn Landtagsabgeordneten Dr Alois Mayer eingebracht worden und betrifft § 13 Abs. 3a. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Abänderungsantrag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Der ist ebenfalls einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang unter Berücksichtigung der zwei Abänderungsanträge ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Es liegt ein Beschlussantrag vor, eingebracht von der ÖVP. Er betrifft den Erwerb eines Hundeführerscheins und die Entfernung des Hundekots. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Beschlussantrag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Minderheit. Er ist somit abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 2 (PrZ 130/01-GFW) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Vergnügungssteuergesetz 1987 geändert wird. 

Der Berichterstatter hiezu ist Herr LhptmSt Dr Rieder. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich berichte über den Beschluss des Finanzausschusses über den Initiativantrag zu einer Novelle des Vergnügungssteuergesetzes. 

Ich ersuche Sie, Herr Präsident, die Verhandlung aufzunehmen.

Präsident Johann Römer: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Debatte dreht sich heute tatsächlich um die zwei wichtigsten Dinge des Wieners und der Wienerin, einerseits den Hund und andererseits das, was der Wiener und die Wienerin gar nicht mögen, nämlich laute Jugendliche.

Sie haben heute das Flugblatt gesehen, das Ihnen zugekommen ist: "Die Verhaltungsregeln zur Vermeidung der Vergnügungssteuerpflicht bei Landtags- und Gemeinderatssitzungen." Denjenigen von Ihnen, die dieses Flugblatt noch nicht gesehen haben, darf ich gerne noch ein paar weitere zur Verfügung stellen. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Bitte!) Der Herr Stadtrat bekommt eines von mir und Sie, bitte, Herr Gerstl. (Abg Dr Matthias Tschirf: In der ersten Reihe bekommt man nichts? - Die Rednerin verteilt die von ihr angesprochenen Flugblätter an Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder sowie an die Abgen Mag Wolfgang Gerstl, Heinz Christian Strache, Dr Matthias Tschirf und Franz Ekkamp.) 
In diesem Flugblatt wird Ihnen zur Kenntnis gebracht, wie Sie sich in diesem Hohen Hause verhalten sollten, damit diese Veranstaltung nicht vergnügungssteuerpflichtig wird. Ich darf Ihnen das vielleicht noch einmal auseinander setzen. Sie wissen, wir haben ein sehr ausführliches Gesetz zur Vergnügungssteuerpflicht. Es umfasst zahlreiche Paragrafen zu unterschiedlichen Themen, wie zum Beispiel Automaten, aber auch Peepshows und so genannte Publikumstanzveranstaltungen. 

Dieses Gesetz der Vergnügungssteuer regelt den Publikumstanz so, dass, wenn einer von Ihnen aufspringen und zu tanzen beginnen würde, diese Veranstaltung hier vergnügungssteuerpflichtig würde. Das entspricht zumindest der Auskunft der Beamten. Insofern darf ich Ihnen ganz herzlich davon abraten, aufzustehen, zu wippen, Ihre Hände im Takt zu bewegen. Sie kennen das, vor Freude über eine gelungene Rede hebt man manchmal die Hände und im Überschwang könnte es - oh Schreck! - plötzlich Publikumstanz sein! (Abg Heinz Christian Strache: Es wird auch geklatscht!) Denken Sie daran! Auch wenn diese Veranstaltung keinen Eintritt verlangt, ist eine Pauschalsteuer für die Quadratmeter zu bezahlen. Ich würde Sie deshalb sehr darum bitten, wippen Sie nicht, heben Sie nicht die Hände, bewegen Sie sich nicht rhythmisch, sonst müssen die Steuerzahler dieser Stadt für unsere Veranstaltung, die wir eigentlich im Namen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler abhalten, Vergnügungssteuer bezahlen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Dieser Saal ist nicht dafür kommissioniert!)

Ich höre, der Saal ist nicht kommissioniert! Um Gottes willen, dann wird die MA 4 überhaupt in Ohnmacht fallen! Das Ende ist nahe, denn dann machen wir uns gleich mehrerer Vergehen schuldig! Um Gottes willen! Das ist überhaupt ganz furchtbar!

Meine Damen und Herren, so lustig das jetzt klingt, das ist ganz und gar nicht lustig, und zwar ganz und gar nicht lustig für die Leute in der Stadt, die solche Veranstaltungen wie Publikumstanz abhalten. Das ist deshalb nicht amüsant, weil man, wenn man so will, der Willkür der Beamten ausgesetzt ist. Weil wer definiert denn, was Tanz ist? - Ich habe es jetzt einmal so probiert, heben Sie die Hände, wippen Sie, rhythmische Bewegungen zur Musik. Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe letzthin auch den Herrn Bürgermeister darum gebeten, uns zu erklären, was denn nun genau "Tanzen" ist. Er konnte es auch nicht. Das heißt de facto, dass wir in dieser Stadt mit einem Gesetz konfrontiert sind, das gerade bei Veranstaltungen für junge Menschen, aber auch für solche, die zum Beispiel zu einem Gschnas oder auf einen Ball gehen, zum Tragen kommt, dass diese Veranstalter keine Sicherheit haben, wie viel Steuer sie bezahlen müssen oder nicht. Das ist ein Problem. Das nennt sich nämlich Rechtsunsicherheit.

Jetzt haben wir eine Neuregelung, die eingebracht wird. Diese Neuregelung versucht zwar, etwas zu verbessern, tatsächlich ist sie aber eine Mogelpackung, denn sie bringt gerade für die Rechtsunsicherheit keine Verbesserungen. Es wird weiterhin nicht definiert, was eigentlich das Tanzen ist, welche Veranstaltungen denn nun ganz präzise in diese Steuer fallen. Im Gegenteil, tatsächlich stellt diese neue Regelung für viele Veranstalter und Veranstalterinnen in dieser Stadt eine Schlechterstellung dar. 

Ich darf Ihnen das jetzt an Hand von ein paar Punkten erklären. Die ganze Materie ist fürchterlich kompliziert und man kennt sich nicht so genau aus. Auch die Veranstalter haben hin und wieder das Problem, das Ganze nicht so genau zu wissen. Tatsache ist aber Folgendes: Mit der alten Regelung waren regelmäßige Veranstaltungen mit 25 Prozent besteuert, einmalige Veranstaltungen mit 10 Prozent, abgesehen davon, dass in diesem Gesetz nicht geregelt wurde, was eine regelmäßige Veranstaltung und was eine einmalige Veranstaltung ist. Ist etwa der Opernball regelmäßig oder einmalig? - Zu Ihrer Information: So viel ich weiß, ist er einmalig, aber eigentlich findet er jedes Jahr statt. (Abg Franz Ekkamp: Regelmäßig einmalig!) Also, die Regelmäßigkeit könnte man schon deutlich erklären. 

Diese Frage löst sich mit der Neuregelung. Denn nunmehr ist es so, dass es einen einheitlichen Steuersatz von 15 Prozent für alle Veranstaltungen gibt, was de facto bedeutet, dass für die, die bis jetzt 10 Prozent bezahlt haben, nun 5 Prozent mehr Steuern abzugeben sind. 5 Prozent mehr! Und dann will uns der Herr Finanzstadtrat erklären, dass das eine wunderbare Lösung wäre! Ich sehe den positiven Effekt dieser Regelung nur sehr begrenzt.

Es ist auch so, dass mit dieser Neuregelung einmal im Jahr eine Veranstaltung mit 10 Prozent zu besteuern ist. Mir hat noch niemand erklären können, welche Veranstaltung das genau ist. Im Gesetz steht in dieser Neuregelung: "Eine einmalige ordnungsgemäß angemeldete Veranstaltung ist mit 10 Prozent einmalig im Jahr zu besteuern." Jetzt frage ich Sie: Was heißt das? Heißt das, dass ich am Ende des Jahres, wenn ich 25 Veranstaltungen gemacht habe, mir die beste, teuerste Veranstaltung heraussuche und sage: "Lieber Gesetzgeber, das ist die mit 10 Prozent."? - Das kommt mir nicht wahnsinnig sinnvoll vor, wenn ich das einmal so sagen darf! Einmal im Jahr 10 Prozent? Und ich darf mir aussuchen, welche das ist?

Sehr geehrte Damen und Herren, wir glauben, dass diese Dinosaurier Vergnügungssteuer auf Publikumstanz schlicht und ergreifend abgeschafft gehört! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Denn auch mit dieser neuen Regelung, die uns als Einigung mit Veranstaltern - ich frage Sie, mit welchen Veranstaltern - verkauft wird, bringt de facto eine Ungleichbehandlung der kommerziellen und der nicht kommerziellen Veranstalter. Wenn ich ganz viele Veranstaltungen mache, dann ist das vielleicht gut, aber wenn ich das nicht tue, sondern so wie viele nicht kommerzielle Veranstalter vielleicht zweimal oder dreimal im Jahr, dann habe ich ein Problem. 

Das ist auch deshalb so ärgerlich, weil es ja, wie Sie wissen - die Herren von der ÖVP sollten an dieser Stelle nicht so viel lachen -, auch Veranstaltungen in dieser Stadt gibt, die gar keine Vergnügungssteuer zahlen. Diese werden in den Erläuterungen genannt. Ich bin keine Juristin, aber man hat mir erklärt, dass es durchaus Strittigkeiten darüber gibt, ob die Erläuterungen sozusagen wertvoller oder wichtiger sind, als der tatsächliche Gesetzesinhalt, der ganz eindeutig klärt, wo getanzt wird, ist das Publikumstanz, und das mit den Erläuterungen, ist schön, fein, aber das geht sich nicht aus. Also, wir werden sehen. 

Was sich aus diesen Erläuterungen jedenfalls ablesen lässt, ist, dass es Menschen und Gruppen in dieser Stadt gibt, die es sich offensichtlich richten können. Die heißen Konzertveranstalter und zum Beispiel Veranstalter von so genannten gemischten Veranstaltungen oder auch Kirtagen und volksfestähnlichen Veranstaltungen. Irgendwie schaut das nicht gut aus, wenn ich das jetzt einmal so sagen darf, dass es Leute in dieser Stadt gibt, die es sich richten können.

Sie werden vielleicht schon einmal bei einem Konzert gewesen sein oder auch Ihre Kinder werden bei einem Konzert gewesen sein, wo Sie beziehungsweise Ihre Kinder ganz wild getanzt haben. Ich war schon bei einigen und habe dort schon viel getanzt. Wie ich jetzt erfahren darf, war das irgendwie nicht okay, weil da hätte der Veranstalter Vergnügungssteuer zahlen müssen, wenn er nicht in den Erläuterungen, und so weiter und so fort. 

Meine Damen und Herren, alles in allem kann man sagen, diese Regelung ist insgesamt genommen, nicht sinnvoll. Denn wozu führt sie? - Sie führt zur Kriminalisierung von Jugendkultur. Sie führt dazu, dass Menschen, die in dieser Stadt Veranstaltungen machen, ein Problem haben. Sie führt dazu, dass diese der willkürlichen Bewertung von Beamten und Beamtinnen ausgesetzt sind, die entscheiden, ob etwas Tanz ist oder nicht, dass es weiterhin keine Rechtssicherheit gibt und dass diese Veranstaltungen gerade im nicht kommerziellen Bereich eine Steuer zahlen, von der Sie selber wissen, dass sie eigentlich völlig antiquiert ist und schon längst abgeschafft gehört. In dem Fall, muss ich sagen, ist die Bundesregierung nicht schuld. 

Um das noch einmal in aller Deutlichkeit zu sagen: Wir sind für die Abschaffung dieser Tanzsteuer. Wir glauben, dass die ungefähr 50 Millionen S im Jahr, die diese Steuer der Stadt Wien bringt, nicht in einem Verhältnis zu dem stehen, was sie verhindert, was sie unmöglich macht. Wir glauben, dass ganz generell einige neue Regelungen für Veranstaltungen überlegt werden sollten. So leiden die Veranstalter nämlich zum Beispiel auch darunter, dass die Polizei, die bei großen Veranstaltungen anwesend sein muss, von den Veranstaltern selbst bezahlt werden muss und dass auch so Daumen mal Pi geschätzt wird, wie viele man denn braucht, oder auch die Sperrstundenregelungen, die oft in manchen Zusammenhängen so sinnvoll scheinen mögen, wirklich als Mittel der Willkür verwendet werden. 

Deshalb meine ich auch, dass der Antrag von den Kollegen der ÖVP ein bisschen ein inkonsequenter Antrag ist. Sie wollen nicht einmal im Jahr 10 Prozent, sondern viermal im Jahr 10 Prozent. Das ist irgendwie alles ein wenig absurd, wenn ich das so sagen darf! (Abg Gerhard Pfeiffer: Bis es gewerblich wird!) Das macht die Regelung nicht besser und es löst das Problem des Gesetzes nicht. Das wundert mich eigentlich schon ein bisschen, obwohl sogar Ihre eigene Wirtschaftskammer gegen dieses Gesetz ist. Da hätte ich mir doch ein bisschen mehr, sagen wir mal, Eifer und Mut erwartet. Ich meine, wenn immerhin der Herr Nettig hinter Ihnen steht, dann kann Ihnen nicht mehr so viel passieren. 

Weil nicht nur wir GRÜNEN der Meinung sind, dass diese Tanzsteuer ein altes Relikt und ein Dinosaurier längst vergangener Zeiten ist, sondern auch die Veranstalterinnen und die Veranstalter in dieser Stadt, haben diese eine Resolution formuliert und auch unterschrieben. Sie können dies der APA entnehmen. Ich nenne nur ein paar Namen, die diese Resolution unterschrieben haben, zum Beispiel die Arena, BCO, Club Massiv, Convers, Crazy, Doc LX, Flex, Infactors Living Solutions, Kunstwerk, Megawatt, Porgy & Bess, Ritz, C‑Com-Productions, Smile-Events Oliver Riebenbauer, Subclub, Swingtime Entertainment, Drive Life, Wiener Volksgarten und Zoom Enterprises. Ich würde sagen, das ist eine ziemlich beeindruckende Liste von allen Leuten, die in dieser Stadt Veranstaltungen machen. Ich würde meinen, dass diese Liste es wert ist, noch einmal sehr eingehend über eine völlige Neustrukturierung des Vergnügungssteuergesetzes nachzudenken und dass die Neuregelung in dieser Form abgelehnt werden muss. 

Wir können nicht akzeptieren, dass hier eine Mogelpackung vorgelegt wird, die von der ÖVP noch ein bisschen vermogelter gemacht werden soll. Nein, wir glauben, es muss ganz neu aufgerollt werden. Ich hoffe sehr, sehr geehrter Herr Finanzstadtrat, dass wir uns in den nächsten Jahren gemeinsam - wir sind gerne dabei - daranmachen werden, den Dinosaurier abzuschaffen und Neues in dieser Stadt endlich ohne bürokratische Hürden wachsen zu lassen! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zunächst bin ich Frau Kollegin Ringler dafür sehr dankbar, dass sie klargestellt hat, dass an diesem Gesetzeswerk, das wir heute beschließen, auf keinen Fall die Bundesregierung schuld sein kann (Abg Gerhard Pfeiffer: Die Sozialisten werden schon etwas finden!), was wir beim vorigen Gesetzeswerk ja noch gehört haben, dass durchaus schon die Möglichkeit besteht, obwohl wir es hier beschließen, dass die Bundesregierung schuld sein kann. Es ist schon einmal wichtig, in diesem Saale festzustellen, wer für Landesgesetze zuständig ist! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Herr Gerstl, es wird ja auch etwas günstiger und nicht teurer! Das ist der Unterschied!) Das werde ich Ihnen gleich erklären, Herr Kollege Oxonitsch, für wen hier was teurer wird. (Abg Christian Oxonitsch: Darauf bin ich gespannt!) Das gilt es nämlich, hier noch sehr wesentlich herauszuarbeiten. (Abg Christian Oxonitsch: Darauf bin ich schon sehr gespannt!)
Zweitens erscheint es mir schon sehr wichtig und in dem Sinne verteidige ich auch zu einem gewissen Grad diesen Gesetzesentwurf, Herr Kollege Oxonitsch, denn er bringt natürlich für manche Gruppen schon Erleichterungen. Er bringt für diejenigen, die sehr oft über das Jahr verteilt regelmäßig Veranstaltungen machen, eine Vereinfachung in der Gesetzesregelung und er bringt eine Vergünstigung. In diesem Bereich sind wir d'accord. Es ist auch ein sehr guter Ansatz, der hier gewählt wurde. 

Doch es gibt viele andere Dinge in dem entsprechenden Gesetz, in dem Vergnügungssteuergesetz, was, glaube ich, nicht in dem Sinne getragen werden kann, wie das nun von Ihnen eigentlich vorgegeben wird beziehungsweise wie die Kritikpunkte auch von Frau Kollegin Ringler schon gesagt wurden. Wir möchten uns daher sehr gerne dies alles einmal näher anschauen, dies alles einmal näher bearbeiten und stellen uns hier nicht heraus und sagen, das ist alles ein Blödsinn, das darf nicht sein und das gehört von Grund auf alles weg, sondern wir sagen, setzen wir uns in Ruhe zusammen, machen wir eine Arbeitsgruppe und diskutieren wir das Vergnügungssteuergesetz einmal. 

Wir haben in dieser Richtung auch einen Antrag eingebracht, weil es wirklich wichtig ist, sich damit auseinander zu setzen, wie viel die Stadt Wien aus welchen Bereichen bei der Vergnügungssteuer wirklich einnimmt und was wirklich Sinn macht. 

Damit bin ich schon beim Kern der heutigen Vorlage, nämlich dem Publikumstanz. Ganz richtig stellt sich hier die Frage: Ist der Aufwand, den wir als Land Wien hier eingehen, wirklich derjenige, der gerechtfertigt ist? - Ich glaube, es gibt eigentlich niemand Berufeneren als Christoph Neuer, den Vorsitzenden der Berufsgruppe Organisation und Vermittlung von öffentlichen Veranstaltungen im Freien Wirtschaftsverband Wien, der ganz klar seine Meinung gesagt hat, was er von diesem Gesetzesvorschlag hält und wozu er steht. Das würde ich sehr gerne vortragen, weil ich glaube, das trifft das Gesetz sehr gut. 

Er sagt: "Der Vorschlag vom zuständigen Stadtrat, Vizebürgermeister" - hier Landeshauptmann-Stellvertreter - "Dr Sepp Rieder und der MA 4, die Vergnügungssteuer für Eintrittsgelder aus dem Tatbestand Publikumstanz auf generell 15 Prozent festzusetzen, bringt mehr Rechtssicherheit durch den Wegfall der Begriffe 'fallweise' und 'regelmäßig'." - Das unterschreiben wir. - "Er ist eine Entlastung für bisherige Dauerveranstalter" - das wurde schon zuvor gesagt, das unterschreiben wir -, "bedeutet aber auch für viele Wiener Veranstalter, die fallweise (mehrmals pro Jahr in unregelmäßigen Abständen) ..." - hiermit dürfte sich die Einmaligkeit des Opernballs auch unterscheiden, für die Frau Kollegin Ringler - "eine Erhöhung von 50 Prozent gegenüber dem derzeitigen ermäßigten Steuersatz von 10 Prozent für fallweise Veranstaltungen." - Auch das unterschreiben wir. Das sehen sozusagen auch Ihre Kollegen aus Ihren eigenen Reihen, die die Verteuerung für viele fallweise Veranstaltungen klar erkennen lassen. 

Er beschreibt auch, wie das in der Zusammensetzung ist. Er sagt klar, dass der Publikumstanz in Wien - unter Anführungszeichen - "nur" 53 Millionen S für die Stadt Wien bedeutet, während der gesamte Steuertatbestand Vergnügungssteuer insgesamt 660 Millionen S ausmacht. Das bedeutet, nicht einmal 10 Prozent aus dem Publikumstanzbereich haben wir an Steuereinnahmen für den Bereich der Vergnügungssteuer. Das heißt, fast der gesamte Rest kommt aus dem Anteil der Automaten, womit fast 90 Prozent unseres Steueraufkommens aus dem Bereich Vergnügungssteuer gedeckt werden. 

Danach schreibt Christoph Neuer sehr schön auf seiner Homepage: "Alleine die Tatsache, dass Tanz und Musik in Wien - was würden Johann Strauß und Josef Lanner dazu sagen? - untrennbar miteinander verbunden sind, stellt den Steuertatbestand Publikumstanz für alle Wiener Veranstalter bei Bällen, Clubbings, Discos et cetera generell in Frage, denn Tanz ist eine der ältesten menschlichen Lebensäußerungen." - Schöner kann man das nicht formulieren. Schöner kann man das Lebensgefühl der Wienerinnen und Wiener nicht wiedergeben. 

Er verweist auf eine andere Praxis, die wir in dieser Gemeinde sehr oft durchführen, die nicht der Zielrichtung entspricht, nämlich dass die Subventionsvergabe, wie sie im Wiener Kulturbericht ausgeführt wird, in Wien pro Jahr Großveranstaltungen mit reinem Unterhaltungscharakter, die nur wenige Tage im Jahr stattfinden, mit rund 270 Millionen S subventionieren, aber viele Unternehmer bei den Veranstaltungen und Gastronomen in Wien das ganze Jahr ohne Subventionen auskommen müssen, um täglich die Vielfalt an Veranstaltungen in allen Bereichen zu ermöglichen. Auch hier wäre es doch geschickter, wenn wir generell eine Erleichterung geben würden. Dann ist es nämlich nicht notwendig, Subjekteinzelförderungen auszusprechen, wo wir jedes Mal wieder neue Beschlüsse benötigen, wo jedes Mal neu geprüft wird. Würden wir das generell leichter handhaben, wäre das viel einfacher. 

Zu guter Letzt möchte ich Ihnen noch einen Antrag dazu einbringen, in dem wir wollen, dass diejenigen, die nun durch dieses neue Gesetz bestraft werden, nicht mehr weiter bestraft werden, nämlich diejenigen, die nur fallweise, das heißt drei- bis viermal im Jahr, eine solche Veranstaltung abgeben, keine Bestrafung erfahren, sondern dass diejenigen auch eine Verbesserung erhalten. Das trifft nämlich ganz genau diejenigen Menschen, die sehr oft in einer freiwilligen Form solche Veranstaltungen durchführen. Das trifft die gesamten Jugendorganisationen. Das trifft die ganzen Vereine, die es zu Hunderten in dieser Stadt gibt, die solche Veranstaltungen durchführen und diejenigen, die ehrenamtlich unterwegs sind, dass die noch für ihre Initiative bestraft werden. Das darf nicht sein! 

Das sage ich Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Regierungsfraktion, gerade im Jahr der Freiwilligkeit, das von den Vereinten Nationen ausgerufen worden ist, im Jahr 2001, wo wir das Ehrenamt und die Freiwilligkeit besonders unterstützen sollen, bringen Sie für diese Personengruppen Verschlechterungen! Das lehnen wir ab und in diesem Sinne bringen wir diesen Abänderungsantrag ein! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Römer: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Strache. - Bitte.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Werter Stadtrat! Werte Damen und Herren!

Ich gebe Frau Kollegin Ringler in vielen Punkten, die sie heute dargelegt hat, inhaltlich Recht. (Abg Marie Ringler: Na servas!) Selbstverständlich sehen wir das auch so, dass im Bereich der Vergnügungssteuer für Publikumstanz am besten eine ersatzlose Streichung vorgenommen werden sollte. 

Ich bin nur gespannt, was sich Herr StR Rieder in Zukunft einfallen lassen wird, was noch alles auf uns zukommt. Vielleicht kommt eine Atmungssteuer, vielleicht kommt eine Tresensteuer, vielleicht kommt eine Lachsteuer, aber auch eine Zwischenrufsteuer wäre interessant, weil dann könnte man als Stadtregierung in diesem Hause reich werden. (Abg Christian Oxonitsch: Jetzt wissen wir, wer der Ideengeber da drüben ist! Sie profilieren sich noch!) Er wird vielleicht noch an Ideenreichtum zulegen, um die Bürger dieser Stadt, oder vielleicht auch uns, zu belasten. (Abg Gerhard Pfeiffer: Bringen Sie den StR Rieder nicht auf Ideen! - Abg Mag Helmut Kowarik: Er schreibt schon!) 
Gerade in dem Bereich ist es so, wenn man sich das neue Gesetz ansieht, dass es außen hui, aber innen eigentlich pfui ist. Denn wenn man nach außen darstellt, es wird sozusagen wesentliche Millionen an Ersparnissen geben und es werden die Clubbingbetreiber weniger an Steuern zu zahlen haben, so hat es mein Vorredner eigentlich schon auf den Punkt gebracht. Wir wissen, dass, bei den 25 Prozent Besteuerungen, die vorher vorgenommen worden sind, jetzt bei Großveranstaltern auf 15 gesenkt werden sollen, natürlich Ersparungspotenziale für diese Veranstalter vorhanden sind, aber die Kleinveranstalter, die unregelmäßigen Veranstalter, jene Veranstalter, die früher mit 10 Prozent Besteuerung durchgekommen sind, werden jetzt belastet. Das sind eben die ehrenamtlichen Vereine, die es zu Tausenden gibt und die natürlich mit den wenigen Veranstaltungen, die sie im Jahr machen - wenn es vier, fünf Veranstaltungen waren -, mühevoll versucht haben, zusätzlich ein kleines Budget für ihren Verein aufzutreiben, damit sie Haus halten können, damit sie für ihren Vereinszweck wieder aktiv tätig sein können. Diese werden jetzt belastet. Im Grunde genommen ist es eine Entlastung für die Großen, für ganz wenige Clubbingbetreiber in dieser Stadt, die halt wöchentliche Clubbingveranstaltungen auf rein kommerzieller Ebene betreiben. Die entlasten Sie, aber die kleinen, die ehrenamtlichen Vereine, nämlich 98 Prozent der Vereine, die Veranstaltungen im kleinen Rahmen abhalten, werden belastet, weil die jetzt generell 15 Prozent zahlen. 

Da hat Herr StR Rieder, nachdem es Proteste gegeben hat, zuerst in den Raum gestellt, er lasse mit sich reden, er gäbe einen Vorschlag und hat auch konkret einen Vorschlag eingebracht. Wir können darüber reden, hat er gesagt, dass wir acht Veranstaltungen im Jahr zulassen, das als Einzelveranstaltungen werten und diese acht unter einen Steuersatz von 10 Prozent fallen sollen. Das ist leider Gottes nicht passiert. Er hat also sein Angebot oder auch Versprechen - wie man das auch immer betiteln mag - in dieser Frage nicht gehalten. 

So ist auch unser Antrag zu verstehen, dass wir klar und deutlich zumindest einen Kompromiss ausverhandeln wollen, nämlich den Kompromiss, dass wenigstens vier Veranstaltungen pro Jahr für die ehrenamtlichen Vereine mit einem Steuersatz von 10 Prozent möglich sein sollen. Ich meine, wenn Sie in sich gehen, werden Sie durchaus die Vernunft des Antrags erkennen und dass eigentlich nichts dagegen spricht, dass Sie diesem Antrag heute zustimmen. 

Interessant ist es vielleicht auch, einen Artikel aus dem "Standard" zu erwähnen. Das war eigentlich kein Artikel, sondern ein Brief an Herrn StR Sepp Rieder, den Herr Redakteur Rottenberg geschrieben hat, der es eigentlich sehr treffend auf den Punkt bringt. Darin schreibt er nämlich: "Ihre MA 4 bestätigt sinngemäß, was Clubbingmacher als Rat bekommen haben wollen. Wer keine Vergnügungssteuer zahlen will, muss darauf schauen, dass seine Gäste nicht tanzen und sie gegebenenfalls daran hindern. Wie das gehen soll? - Also, dafür ist die Finanz nun wirklich nicht zuständig. Ein kleiner Tipp: Wer helfen könnte, mutwilliges Tanzen zu unterbinden, findet sich aber doch in den Vorschriften. Dort ist stets vom Tatbestand Publikumstanz die Rede und für Tatbestände wendet man sich gemeinhin an die Exekutive. Können wir uns also bald über auf Nichttanzflächen aktive Kieberer freuen, die nach Fußwippern fanden, Kopfschaukler mahnen und Schunkler abführen?" - Genau das trifft es eigentlich. 

Wir wissen, dass es sehr viele Veranstaltungen gibt, wo natürlich eine gute Stimmung vorhanden ist, wo, obwohl es gar nicht vorgesehen ist, die Gäste dann gerne tanzen, schaukeln, wippen, hüpfen, was auch immer für akrobatische Bewegungen machen. Wenn ich das alles in bösartiger Weise unter Tanz einstufen will, dann bleiben diese Richtlinien nach wie vor offen, weil es hier keine Festlegungen gibt. Dann befinden wir uns wirklich in einem Kasperltheater und genau dieses Kasperltheater gilt es letztlich zu beenden. Sie sollten wirklich darangehen, den Publikumstanz endlich ersatzlos zu streichen und sich eine Veränderung in dem Bereich einfallen lassen. Deshalb bin ich davon überzeugt, dass es vernünftig wäre, dass wir uns wieder zusammensetzen und inhaltlich dieses Gesetz noch einmal durchforsten. 

Die Ungleichbehandlung zum Donauinselfest, zu diversen Parteifestivitäten, die es gibt, ist schon erwähnt worden. Die haben wir immer wieder schon in Fragestunden hier behandelt. Hier gibt es unterschiedliche Rechtsansichten, wie auch Rechtsanwalt Dr Kichl festgehalten hat, wo die SPÖ eine andere Rechtsauffassung vertritt. Aber es gibt einfach diese Ungleichbehandlung. Die ist nicht zu leugnen, wenn man den Paragraph der Vergnügungssteuer hernimmt, § 2 Abs. 8, wo ganz klar und deutlich festgehalten ist, dass bei gewissen Veranstaltungen, wie religiösen, politischen und wissenschaftlichen, die wissenschaftlichen Zwecken dienen, das ausgeklammert ist oder eben auch bei Kleinveranstaltungen in Räumen unter 300 Quadratmetern. 

Beides trifft für das Donauinselfest nicht zu, sagt Rechtsanwalt Kichl, und eine Steuerbefreiung für Volksfeste generell ist dem Vergnügungssteuergesetz auch nicht zu entnehmen, wie das immer wieder hier in der Fragestunde, wo das abgehandelt wurde, festgehalten worden ist. Also diese Ungleichbehandlung ist da. Wenn man etwas macht, dann sollte man wirklich eine Gleichbehandlung garantieren, denn dass auf der Donauinsel getanzt wird, haben Sie selbst zugegeben. Deshalb ist das Gesetz mit Sicherheit gänzlich zu überarbeiten, wenn man es nicht doch endlich streicht. 

Ich möchte aber auch, wenn wir heute bei diesem Punkt die Möglichkeit haben, zum Thema Finanzen Anträge einzubringen, ein Thema ganz kurz behandeln und einen Beschlussantrag nachreichen, nämlich das Thema Euro-Einführung. Wir wissen, dass im Jänner die Euro-Einführung stattfinden wird. Wir wissen auch, dass Scheine nur ab 5 EUR vorhanden sein werden und wir leider Gottes keine kleineren Euro-Scheine erhalten werden. Die EU-Kommission hat in diesem Bereich gesagt, sie würde frühestens Ende 2002 bereit sein, diesbezüglich überhaupt in Verhandlungen zu treten und Überlegungen anzustellen, ob es vielleicht doch zu kleineren Euro-Scheinen kommt. 

Es kann schon sein, dass die EU-Kommission einen Vertrag mit der Geldbörsel-Industrie hat, denn bei den vielen Münzen, die auf uns zukommen, werden die Geldbörseln wahrscheinlich in Monatsabständen eingehen und nicht halten, weil sie einfach so dick sein werden, sodass die Nähte reißen. Aber wir meinen, dass die EU-Kommission hier doch ein bisschen unter Druck gesetzt werden sollte und man doch mit ein bisschen Nachdruck von ihr verlangen sollte, sich schneller zu bewegen und auch eine niedrigere Euro-Note einzuführen, und stellen daher folgenden Beschlussantrag:

"Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Der Wiener Landtag fordert die Wiener Landesregierung auf, bei der Bundesregierung und den österreichischen Mitgliedern des Europäischen Parlaments dafür einzutreten, dass diese auf europäischer Ebene dahin gehend initiativ werden, dass unterhalb der 5‑EUR-Banknoten ein 2‑EUR-Schein eingeführt wird."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert.

Vernünftig wäre der Antrag auf alle Fälle. Ich gehe davon aus, dass sich auch jeder diesem Antrag anschließen kann. Es spricht kein Grund dagegen. Wir haben gut leben gelernt mit den 20‑S-Noten und auch mit den 50‑S-Noten, und es wäre sicherlich in unser aller Interesse und auch im Interesse der Bürger, dass wir die Vielzahl der Münzen ein bisschen zurückdrängen, indem wir einen niedrigeren Euro-Schein durchsetzen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Ekkamp. Ich erteile es ihm. (Abg Mag Christoph Chorherr: Bitte tanzen! - Abg Marie Ringler: Nicht vergessen!)

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Geschätzte Damen und Herren!

Ich habe mir jetzt nach der Wortmeldung der Grünen überlegt, ob ich Ihnen als Mitglied des Finanzausschusses raten soll, sich nicht zu bewegen, weil wir alle die Aufgabe haben, dass die Finanzen in Ordnung sind. Ich kann Ihnen versichern, Sie können sich ruhig bewegen, es wird nichts passieren, es wird keine zusätzliche Steuer auf uns zukommen. Denn, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich gehe davon aus, dass Sie alle als Abgeordnete dieses Hauses unterscheiden können, zwischen Tanzveranstaltungen oder Musikaufführungen, wo wir, als wir noch in jüngeren Jahren waren, ein wenig umhergewippt sind. (Abg Mag Christoph Chorherr: In der Perfektion!) Also, davon gehe ich aus.

Und da die Grünen gerade bei dieser Gesetzesnovelle gesagt haben, die Beamten bewerten willkürlich, darf man das hier nicht so stehen lassen. Ich weiß schon, dass die alte gesetzliche Regelung zu mancher Verunsicherung geführt hat, aber das Ziel der neuen Regelung ist ja, mehr Rechtssicherheit in diese Bewertung hineinzubringen. Sie haben auch gesagt, nach der alten Regelung galten 10 Prozent für fallweise Veranstaltungen und 25 Prozent für andere Veranstaltungen. Richtig wäre gewesen - Sie wüssten es, wenn Sie das Gesetz gelesen hätten; es steht noch im Internet drinnen -, dass die 10 Prozent für fallweise Veranstaltungen in Ordnung sind, aber dass es nicht 25 Prozent, sondern 20 Prozent für andere Veranstaltungen sind und sich der Rest, ob 25 Prozent oder bis 31,25 Prozent, durch diverse Zuschläge ergeben hat. 

Diese Bewertungsunsicherheit ist mit der neuen Gesetzesvorlage jetzt abgeschafft worden und das ist auch vom Redner der ÖVP, dem Kollegen Gerstl, bestätigt worden. Ich denke schon, dass Rechtssicherheit bei einer Bewertung ein wichtiger Baustein für die Zukunft gerade auf diesem Sektor ist. 

Aber die Grünen stellen sich hierher und sprechen, weil es natürlich opportun ist, von Abschaffung der Steuern. Ich passe bei den Reden und bei den Forderungen der Grünen immer sehr auf. Man muss nur nachrechnen. Im heurigen Jahr, seit die neue Regierung besteht, gibt es schon Forderungen in der Höhe von, glaube ich, 4 Milliarden S in dieser Stadt, und es kommen laufend neue Forderungen dazu. Ich denke, jeder Abgeordnete und jede Abgeordnete dieses Hauses hat natürlich die Pflicht, Forderungen zu stellen, aber er hat natürlich auch die Pflicht, sorgsam mit den Mitteln umzugehen und auch die finanzielle Basis dieser schönen Stadt sicherzustellen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Zur Volkspartei: Kollege Gerstl hat hier seine Ausführungen gebracht und etwas heiter den Unterschied zum Bund angemerkt und gemeint, dass die Bundesregierung etwa beim vorigen Gesetz, das wir beschlossen haben, nicht schuld ist. Nein, der Bund ist hier nicht schuld, sonst müsste es nämlich anders aussehen. Die Stadt Wien wird - das wissen Sie, wenn Sie das Gesetz genau gelesen haben - durch diese neue Gesetzesvorlage zirka 7,5 Millionen S weniger Einnahmen haben. Wenn es so gekommen wäre, wie der Bund es macht, dann würde natürlich eine massive Verteuerung stattgefunden haben. (Abg Heinz Christian Strache: Die Masse der Kleinen ist entlastet worden!) Nein, nein, Herr Kollege! Ich will Ihnen das nicht ersparen. Das ist nämlich der Unterschied. Wahrscheinlich, weil wir vor Weihnachten sind. (Abg Dr Matthias Tschirf: Stromsteuer!) Die Stromsteuer habe ich Ihnen schon erklärt, Kollege Tschirf. 

Wenn wir schon bei der Stromsteuer sind und bei den so genannten 20 Prozent, so kann ich Ihnen nur wieder die 40 Grauslichkeiten der Bundesregierung und den Griff in die Taschen vorführen, meine Damen und Herren. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) 18 500 S von jedem Arbeitnehmer pro Jahr kostet uns das. Das ist eine Verteuerung, meine sehr verehrten Damen und Herren, und das ist eben der Unterschied zum Bund. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was natürlich auch noch bemerkenswert war, in den Ausführungen der Volkspartei, ist, dass sie jetzt verlangt, dass man sich zusammensetzen und darüber reden soll, wie es halt auf Wienerisch so gesagt wird. Das ist ja durchaus etwas Gutes und das wurde ja auch gemacht. (Abg Marie Ringler: Aber wer?) Letzten Endes wurde ja auch ein Kompromiss mit der Wirtschaft, mit den Vertretern der Wirtschaft gefunden. Mich wundert jetzt momentan ein wenig der Zickzackkurs der Volkspartei. Im Finanzausschuss habe ich darüber nichts gehört. Da ist zugestimmt worden und heute auf einmal kommt etwas ganz anderes.

Es ist lange verhandelt worden. Unser Herr Landeshauptmann-Stellvertreter hat mit der Wirtschaft verhandelt und er hat eben einen Kompromiss für die Zukunft gefunden. Ich denke, ich brauche diesen nicht lange zu erklären: für einmalige (Zwischenrufe bei der ÖVP.) - ja, ich weiß, ihr habt Weihnachtsfeier, ich weiß das schon - Veranstaltungen 10 Prozent und für die anderen Veranstaltungen 25 Prozent. Summa summarum ergibt das, wie ich schon gesagt habe, einen Steuereinnahmenentfall von 7,5 Millionen S. Das ist sicher auch im Interesse der Menschen in dieser Stadt, denn die Szene und gerade die Clubbings, die von jungen Menschen angenommen werden, sollten dadurch auch ein wenig kostengünstiger werden.

Vielleicht noch zu den Freiheitlichen eine Bemerkung, weil von ihr auch die ersatzlose Streichung dieser Steuer gefordert wird. Na ja, ich würde mir schon wünschen, dass es 300 Meter weiter südlich mehr bekannt gegeben und mehr gefordert wird, dass Steuern gestrichen werden sollen, Herr Kollege. Na, so ist es nicht.

Und dann ist noch ein Satz gefallen, den habe ich mir wortwörtlich aufgeschrieben: "Was noch alles auf uns zukommt!" Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe es vorher schon gesagt und ich habe es schon öfter erwähnt, es würde jetzt sehr lange Zeit in Anspruch nehmen, wenn wir das alles durchgehen und Ihnen in Erinnerung bringen würden, was denn alles geschehen ist in diesem Land, wie die Menschen in diesem Land belastet werden. Und dann stellen Sie sich heraus und sagen: "Was noch alles auf uns zukommt!"

Meine Damen und Herren! Ich denke, diese Regelung ist für die Zukunft gut. Sie gibt Rechtssicherheit für die Veranstalter, sie kostet die Stadt Wien einiges an Steuerentfall, aber summa summarum denke ich, dass es sich positiv auswirken wird auf unsere kulturelle Szene und es ist auch im Interesse der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weiteren Wortmeldungen. Die Verhandlungen sind daher geschlossen. 

Ich weiß nicht, ob der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter als Berichterstatter das Schlusswort wünscht. - Ja. Er hat es.

Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst möchte ich meine einigermaßen Überraschung, aber positive Überraschung zum Ausdruck bringen, dass heute eine Zäsur festzustellen ist, mit dem offenbar mit der Euro-Einführung verbundenen Vergnügen und in diesem Zusammenhang gestellten Antrag der Freiheitlichen, weil es meiner Erinnerung nach das erste Mal ist, dass hier einbekannt wird, dass offenbar die Bundesregierung der Anstöße bedarf, um etwas in Bewegung zu setzen. (Abg Johann Römer: Das ist ja keine Schande für Wien! - Abg Dr Helmut GÜNTHER: Was haben Sie gestern gesagt, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter? Sie haben damit angefangen!) Und da äußere ich durchaus meinen Respekt, weil das bisher eigentlich nicht erkannt worden ist. Wir haben das schon öfter versucht. Wenn Sie sich unserer Meinung anschließen, werden Sie auch unsere wohlwollende Unterstützung bei diesem Antrag finden. (Beifall bei der SPÖ.)
Das Zweite ist: Ich denke, dass die Begeisterung und Heiterkeit, die hier eine für manche Betroffene durchaus ernste Frage ausgelöst hat, zeigt, wie eigentlich allgemeine Zufriedenheit im Raum herrscht, aber Loyalität mit der Oppositionsrolle einen daran hindert, zuzustimmen, denn die Argumente, die hier gegen das Projekt vorgebracht worden sind, sind genau genommen Larifari. 

Natürlich kann ich bei jeder Sache sagen, es gibt da vielleicht einige, die bisher nicht korrekt angemeldet haben und die sich daher jetzt, weil die Sache klarer geregelt ist, nicht mehr in dieser Grauzone bewegen können, und das sind die großen Verlierer. Aber es soll eines gesagt werden: Es geht hier immerhin um einen durchaus beachtlichen - ich will nicht behaupten, Industriebereich - Wirtschaftsbereich. Wir reden hier von einem Volumen von über 300 Millionen S. Alleine wenn ich zurückrechne, was davon sozusagen auf die Vergnügungssteuer wegen Publikumstanz entfällt, dann soll man nicht so tun, als wenn das lauter kleine, unerfahrene Menschen wären, sondern hier geht es um einen großen wirtschaftlichen Bereich. Und in diesem Bereich in diesem Umfang Steuersenkungen vorzunehmen, hat wirklich nur ausschließlich damit zu tun, dass wir dem verständlichen Anliegen der Betroffenen Rechnung getragen haben, und das schlägt sich auch in deren Zustimmung nieder. Das schlägt sich auch nieder in einem Schreiben der Wirtschaftskammer, das ich hier gerne wörtlich zitiere, in dem zu Beginn steht:

"Mit großem Interesse und Wohlwollen haben wir den vorliegenden Abänderungsvorschlag zur Kenntnis genommen, da wir in ihm den Ausdruck eines Sinneswandels der politisch Verantwortlichen dieser Stadt zu erkennen glauben." Und zum Schluss heißt es: "Um den unmittelbar betroffenen Tanzveranstaltern dennoch rasche Hilfe zukommen zu lassen, halten wir die rasche Umsetzung des vorliegenden Vorschlags jedoch durchaus für zweckmäßig."

Also, wenn das nicht eine Zustimmung der Wirtschaftskammer ist, die man eigentlich durchaus als einen Grundkonsens der heute vielfach beschworenen Sozialpartnerschaft verstehen kann, dann weiß ich nicht! Wenn man sich von dem dann absentiert, dann entsteht in mir der Eindruck, dass hier in letzter Minute - das geht an die Adresse der ÖVP - parteipolitische Reißleine gezogen worden ist. Das hat schon zur Folge, dass die Vertreter der Wirtschaftskammer da ein bisschen im Regen stehen und in ihrer Handschlagqualität ein bisschen einen Abbruch erfahren. 

Also so zu tun, als wenn das Gesetz Anlass zur Dramatik sein müsste, sehe ich überhaupt nicht. Ich ersuche daher um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Es liegt ein Abänderungsantrag der Abgen Tschirf, Gerstl, Strache und Stark vor. 

Wer für den Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Danke. Das ist die Minderheit. Der Abänderungsantrag ist somit abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das ist somit mit Mehrheit in erster Lesung angenommen.

Wir haben nunmehr auch die Abstimmung über einen Beschluss- und Resolutionsantrag der FPÖ-Abgeordneten Strache, Hilmar Kabas, Stark, Serles, betreffend Einführung kleinerer Euro-Scheine, durchzuführen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist einstimmig. Somit ist dieser Beschlussantrag einstimmig beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Mehrheit. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Wir haben im Jahr 2001 - ich darf Ihnen das berichten, nachdem dies heute die letzte Landtagssitzung ist - insgesamt 6 Landtagssitzungen durchgeführt. Von diesen 6 Sitzungen fand 1 noch in der 16. Wahlperiode, die anderen 5 Sitzungen bereits in der 17. Wahlperiode und auf Grund der Wahlen in neuer Zusammensetzung nach der Konstituierung statt. 

Bei diesen Sitzungen hat es eine Reihe wichtiger Gesetze und Vorlagen gegeben, die behandelt und beschlossen wurden. Ich darf darauf verweisen, dass es insgesamt 64 Tagesordnungspunkte waren, wovon 48 - das ersehen wir aus der Statistik, die dankenswerterweise im Büro geführt wurde - einstimmig waren, 12 waren mehrstimmig. 

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam machen, dass wir 3 Anfragen, 18 Anträge, 8 Initiativanträge, 22 Beschlussanträge, 14 Abänderungsanträge und 1 Zusatzantrag zu behandeln hatten. 

Wir haben 3 Aktuelle Stunden und 1 Dringliche Anfrage durchgeführt. 

Es hat eine Gesamtredezeit - für die Statistiker unter Ihnen - von 39 Stunden für den gesamten Landtag gegeben.

Meine Damen und Herren! Ich weiß, dass die Arbeitsfülle des Wiener Landtags klarerweise und naturgemäß etwas im Schatten der Sitzungsdauer und des Umfangs der Arbeit des Wiener Gemeinderats liegen muss, aber er ist eine genauso wichtige Körperschaft, vor allem deshalb, weil in vielen Bereichen die legistischen Voraussetzungen in diesem Haus, in diesem Kreis beschlossen werden, die die Arbeit im Gemeinderat in einem weiten Teil dann ermöglichen. 

Ich möchte Ihnen als Abgeordnete des Wiener Landtags für diese Mitarbeit im heurigen Jahr recht herzlich danken, egal, aus welcher Position und Unterschiedlichkeit der politischen Auffassung Sie die Beurteilung der vorliegenden Tagesordnungspunkte vorgenommen haben. 

Mein Dank gilt natürlich auch den Regierungsmitgliedern, die sich bemüht haben, jedenfalls in ent-


sprechender Form entweder Aufträgen des Landtags zu folgen oder durch Eigeninitiativen Gesetze und Vorlagen einzubringen. 

Ich danke aber auch all jenen Institutionen und Körperschaften, die entsprechende Berichte - zuletzt hatten wir den Bericht der Volksanwaltschaft zu behandeln - in entsprechender Form eingebracht haben, die zur öffentlichen Behandlung und zur öffentlichen Entscheidung und Beurteilung vorgelegen sind.

Ich möchte aber diesen Dank in großem Maße ausweiten an die Wienerinnen und Wiener. Sie sind die Steuerzahler dieser Stadt und der Souverän dieser Stadt für die politischen Entscheidungen, und ich gehe davon aus, dass wir alle bemüht sind, entsprechend unserer Überzeugung und entsprechend dem Auftrag, den wir erhalten haben, im besten Sinne dieser Aufgabe gerecht zu werden. 

So wie die Menschen in der Stadt unterschiedliche Auffassungen haben, ist es auch in diesem Kreis des Hauses so, dass es unterschiedliche Beurteilungen und Auffassungen gibt. Dennoch ist es erfreulich, dass, wie gesagt, die überwiegende Mehrzahl der Vorlagen mit Einstimmigkeit einen guten und zukunftswürdigen Abschluss gefunden hat. 

Wenn ich Ihnen als Landtagspräsident frohe Festtage, ein bisschen Erholung und innere Einkehr über die Feiertage wünsche - das nächste Jahr wird unsere Kraft brauchen -, ist das nicht von dem Gedanken getragen, dass Sie morgen nicht mehr kommen müssen. Da wäre der Vorsitzende des Gemeinderats etwas unglücklich und auch alle anderen, die dringend auf die morgigen Entscheidungen warten. 

Nochmals herzlichen Dank für die sehr gute Zusammenarbeit im Bereich des Wiener Landtags heuer! Schöne Feiertage! Alles Gute!

Die Sitzung ist geschlossen. (Allgemeiner Beifall.)

(Schluss der Sitzung um 17.19 Uhr.)
